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Landtag Nordrhein-Westfalen - 13. Wahlperiode Gesetzesdokumentation

Vorwort

Die Gesetzgebung ist eine der wichtigsten Aufgaben des Parlaments. Die einschlagigen
Regelungen dazu finden sich im Dritten Teil der Landesverfassung sowie in Abschnitt XIlI
der Geschaftsordnung des Landtags NRW.

Aus diesem Grunde stellt der Landtag Nordrhein-Westfalen seit Anbeginn seiner Arbeit
1946 zu allen vom Landtag verabschiedeten Landesgesetzen sogenannte Gesetzesdoku-
mentationen in Buchform bereit.

Eine Gesetzesdokumentation enthalt in chronologischer Folge die Beratungsunterlagen,
Protokolle, Beratungsergebnisse und die weiteren Materialien zum jeweiligen Landes-
gesetz.

Enthalten sind z.B. der Gesetzentwurf mit der Gesetzesbegrindung, die Plenar- und Aus-
schussdebatten, die Beschlussempfehlungen der Ausschiisse, etwaige Anderungsantrage,
Stellungnahmen von Sachversténdigen (sog. Zuschriften), Vorlagen von Ministerien und
die glltigen Gesetzesfassungen.

Die Materialien einer Gesetzesdokumentation sind neben allen anderen Parlamentspapie-
ren des Landtags NRW (ber die Datenbank der Landtagsdokumentation erschlossen und
wieder auffindbar.

Ein Grol3teil der in der Gesetzesdokumentation kompilierten Dokumente ist auch Gber das
im Internet angebotene Dokumentenarchiv zuganglich.

Die Datenbank und das Dokumentenarchiv sind recherchierbar unter:

http://www.landtag.nrw.de

Weitere Auskiinfte sind erhéaltlich unter:

Landtag Nordrhein-Westfalen Landtag Nordrhein-Westfalen
Ref. Informationsdienste Referat Informationsdienste
Landtagsdokumentation Infothek
Postfach 10 11 43 Postfach 10 11 43
40002 Dusseldorf 40002 Dusseldorf
Tel. 0211-884-2430 Tel. 0211-884-2112
Fax 0211-884-3021 Fax 0211-884-3032
Mail landtagsdokumentation@landtag.nrw.de Mail infodienste@landtag.nrw.de
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LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN Drucksache 13/196
13. Wahlperiode

20.09.2000

Neudruck!

Gesetzentwurf

der Fraktion der F.D.P.

Gesetz zur Entpolitisierung der Generalstaatsanwaltschaft

A Problem

Der Generalstaatsanwalt ist in Nordrhein-Westfalen ein politischer Beamter. Er kann
gemal’ § 38 | Nr. 5 Landesbeamtengesetz von der Landesregierung jederzeit in den
einstweiligen Ruhestand versetzt werden.

Aus § 31 Abs. 1 BRRG folgt, dass ein Beamter in den einstweiligen Ruhestand ver-
setzt werden kann, wenn dieser ein Amt bekleidet, bei dessen Ausiibung er in fortdau-
ernder Ubereinstimmung mit den grundsétzlichen Ansichten und Zielen der Regierung
stehen muss. Der Generalstaatsanwalt hat bei der Verfolgung von Straftatern somit
die politischen Ziele der Regierung zu beriicksichtigen. Es besteht die Gefahr einer
parteipolitischen Einflussnahme auf die Strafrechtspflege.

Die Mdglichkeit, den Generalstaatsanwalt jederzeit in den einstweiligen Ruhestand zu
versetzen, schwacht dessen Stellung. Die Entscheidung, ein Ermittlungsverfahren
einzuleiten, fortzufilhren oder einzustellen, darf allein aus juristischen Erwagungen
heraus getroffen werden. Wie auch immer sich die Staatsanwaltschaft in Abstimmung
mit dem Generalstaatsanwalt im Ermittlungsverfahren gegen z. B. den ehemaligen
Bundeskanzler Helmut Kohl, Pofalla und SchleuBer entscheidet / entschieden hat - ob
Einstellung mit oder ohne Auflagen oder Anklage -, die Entscheidung steht unter dem
Geruch von parteipolitischer Taktiererei. Hierunter leidet das Vertrauen der Offentlich-
keit in die Integritdt der Staatsanwaltschaft. In einem rechtsstaatlichen Verfahren
haben politische Erwagungen keinen Raum. Die einzige Loyalitdt des Generalstaats-
anwaltes darf seine Bindung an Recht und Gesetz sein.

Bei einem Vergleich der augenblicklichen Situation im Landesbeamtengesetz von
Nordrhein-Westfalen mit den geltenden Regelungen anderer Bundeslénder ergibt sich,
dass, mit Ausnahme von Schleswig-Holstein, mittlerweile alle alten Bundeslénder die
Generalstaatsanwaltschaften entpolitisiert haben.

Datum des Originals: 18.09.2000/Ausgeqgeben: (18.09.2000) 20.09.2000

Die Versffentlichungen des Landtags sind fortlaufend oder auch
einzeln gegen eine Schutzgebihr beim Archiv des Landtags Nord-
rhein-Westfalen, 40002 Dusseldorf, Postfach 10 11 43, Telefon
{02 11) 8 84-24 39. zu beziehen.
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B Losung

§ 38 Nr. 5 des Landesbeamtengesetzes wird aufgehoben.

C Alternativen

Beibehaltung des bisherigen unbefriedigenden Zustandes

D Kosten
Keine.

Das Land Nordrhein-Westfalen wird mdéglicherweise durch das Unterlassen von
Versetzungen in den einstweiligen Ruhestand im gewissen Umfang entlastet

© Landtag Nordrhein-Westfalen
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Gesetzentwurf der Fraktion der F.D.P.

Gesetz zur Entpolitisierung der General-
staatsanwaltschaft

Artikel 1

Das Beamtengesetz fir das Land Nord-
rhein-Westfalen (Landesbeamtengesetz)
in der Fassung der Bekanntmachung vom
1. Mai 1981 (GV. NW. S. 231), zuletzt
gedndert durch Gesetz vom 14. Dezem-
ber 1999 (GV. NW. S. 670), wird wie
folgt gedndert:

§ 38 Abs. 1 Nr. 5 wird aufgehoben.

Artikel 2
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der
Verkiindung in Kraft.

Drucksache 13/196

Auszug aus den geltenden Gesetzesbe-
stimmungen

Beamtengesetz fiir das Land Nord-
rhein-Westfalen (Landesbeamtengesetz)
in der Fassung der Bekanntmachung vom
1. Mai 1981 (GV. NW. S. 231), zuletzt
gedndert durch Gesetz vom 14. Dezem-
ber 1999 (GV. NW. S. 670)

§ 38 Abs. 1

(1) Die Landesregierung kann jederzeit
in den einstweiligen Ruhestand versetzen

1. den Chef der Staatskanzlei sowie
Staatssekretére,

2. Regierungsprésidenten,

3. den Leiter der fir den Verfas-
sungsschutz zustdndigen Abtei-
lung,

4, den Regierungssprecher,

5. Generalstaatsanwilte,

6 Polizeiprasidenten,

soweit sie Beamte auf Lebenszeit sind.

© Landtag Nordrhein-Westfalen
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Begriindung

Zu Artikel 1:

Drucksache 13/196

Es schwacht die Stellung des Generalstaatsanwalts, wenn dieser jederzeit in den
einstweiligen Ruhestand versetzt werden kann. Ferner leidet das Vertrauen der Offent-
lichkeit in die Integritdt der Staatsanwaltschaft. Um sicherzustellen, dass die Ent-
scheidung, ein Ermittlungsverfahren einzuleiten, fortzufilhren oder einzustellen allein
aus juristischen Erwagungen heraus getroffen wird und die einzige Loyalitdt des
Generalstaatsanwaltes in seiner Bindung an Recht und Gesetz zu sehen ist, ist § 38 |
Nr. 5 des Landesbeamtengesetzes aufzuheben.

Zu Artikel 2:

Artikel 2 regelt das Inkrafttreten

Jirgen W. Mdllemann
Marianne Thomann-Stahl
Horst Engel

Dr. Stefan Griill

Felix Becker

Karl-Peter Brendel
Dietmar Brockes
Brigitte Capune-Kitka
Dr. Ute Dreckmann
Holger Ellerbrock
Angela Freimuth

Dr. Jens Jordan
Christian Lindner

Dr. Robert Orth

Dr. Gerhard Papke

Dr. Jana Pavlik

ingrid Pieper-von Heiden
Christoph Rasche

Dr. Stefan Romberg
Joachim Schultz-Tornau
Jan Soéffing

Prof. Dr. Friedrich Wilke
Ralf Witzel

Dr. Ingo Wolf

© Landtag Nordrhein-Westfalen



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN Drucksache 13/224
13. Wahlperiode

27.09.2000

Antrag

der Fraktion der CDU

EntschlieBung

zu dem Gesetzentwurf
der Fraktion der F.D.P.
Drucksache 13/196 Neudruck

Gesetz zur Entpolitisierung der Generalstaatsanwaltschaft

Entpolitisierung des Generalstaatsanwaltes langst Gberfillig

Noch in den Jahren 1996 und 1999 hat die rot/griine Mehrheit im Landtag die
Antrdge der CDU-Landtagsfraktion zur Abschaffung des politischen General-
staatsanwaltes abgelehnt.

Im Oktober 1996 erklarte der damalige rechtspolitische Sprecher der SPD,
Robert Krumbein, zum Antrag der CDU, dass die Unabhangigkeit der Rechts-
pflege ausschlieRlich die Aufgabe der Richter sei und gerade nicht der Staats-
anwalte. ,Sie missen die Staatsanwaélte und die Menschen, die die Aufgaben
der Staatsanwaltschaft wahrnehmen, in dem Bereich der Exekutive integriert
lassen, eine Exekutive, die politisch gefiihrt wird. Wie sollte es anders sein?”

Auch im September 1999 hielt die SPD an ihrer Haltung, den Generalstaats-
anwalt als politischen Beamten zu fihren, fest. Unbeirrt von den Vorféllen in
Mecklenburg-Vorpommern um die Entlassung des ebenfalls politischen Beamten
und Generalstaatsanwaltes Prechtl und dem Hinweis, dass in vielen anderen
Bundeslandern der Generalstaatsanwalt kein politischer Beamter mehr sei,
erlauterte wiederum der rechtspolitische Sprecher Krumbein, es sei auch eine
altbekannte Tatsache, dass in anderen Bundeslandern die Frage, welche Funk-
tionen als politische Beamte eingestuft werden, immer schon anders geregelt
gewesen sei, als in Nordrhein-Westfalen. ,Das andert aber nichts daran, dass
wir fir Nordrhein-Westfalen die beste Lésung brauchen.” Und weiter: ,, Schnell-
schisse in isolierten Punkten fiihren nicht weiter.”

Datum des Originals: 27.09.2000/Ausgegeben: 27.09.2000

Die Veréffentlichungen des Landtags sind fortlaufend oder auch
einzeln gegen eine Schutzgeblihr beim Archiv des Landtags Nord-
rhein-Westfalen, 40002 Dusseldorf, Postfach 10 11 43, Telefon
{02 11) 8 84-24 39, zu beziehen.
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Zu den Argumenten der CDU in der gleichen Debatte, erklarte der Justizmini-
ster: ,Vieles von dem besorgniserregenden Eindruck, den Sie hier beschwdren,
hat allein die Presseberichterstattung begriindet.”

1. Der Landtag begriiBt die jetzige Initiative zur Sicherung der politischen Un-
abhangigkeit der Generalstaatsanwalte in Nordrhein-Westfalen und erwartet
angesichts jiingster AuRerungen insbesondere auch des SPD-Fraktionsvorsitzen-
den, eine schnelle Beratung und Verabschiedung des vorliegenden Gesetzsent-
wurfs.

ll. Der Landtag erwartet das Inkrafttreten der Gesetzesdnderung noch im laufen-
den Jahr 2000.

Dr. Jirgen Rittgers
Peter Biesenbach

Dr. Wilhelm Droste
Rolf Stephan Einmahl
Dr. Rolf Hahn

Rainer Lux

Wolfgang Schmitz

und Fraktion

© Landtag Nordrhein-Westfalen



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN Drucksache 13/230
13. Wahlperiode

28.09.2000

Antrag

der Fraktion der SPD und
der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN

EntschlieBung

zu dem Gesetzentwurf
der Fraktion der F.D.P.
Drucksache 13/196 Neudruck

Instrumente des modernen Dienstrechts nutzen

Die Modernisierung des 6ffentlichen Dienstrechts steht auf der politischen Tages-
ordnung. Im Rahmen dieser Reform hat der Landtag mit dem 9. Gesetz zur Ande-
rung dienstrechtlicher Vorschriften vom 20. April 1999 inzwischen das Rechts-
institut der Fihrungsfunktion auf Zeit eingefiihrt. Es gilt bei zuklinftigen Ver-
anderungen die Instrumente des modernen Dienstrechtes zu nutzen. In diesem
Zusammenhang muss auch (ber den Status der politischen Beamten diskutiert
werden, namentlich Uber den Status des Generalstaatsanwaltes.

Der Landtag begriiRt daher die Einsetzung einer Regierungskommission "Zukunft
des offentlichen Dienstrechtes - Offentlicher Dienst der Zukunft". Bei einer hier
gebotenen Gesamtschau der Problematik ist auch der Status des Generalstaats-
anwaltes in die Reformiiberlegungen mit einzubeziehen.

Im Rahmen einer modernen Dienstrechtsreform mit Flhrungsfunktion auf Zeit
kénnen auch die Generalstaatsanwalte nicht ausgeklammert werden. Daher greift
der Gesetzentwurf der Fraktion der F.D.P. zu kurz.

Sollen namlich die Leiter der Generalstaatsanwaltschaften nicht mehr politische
Beamte sein, miissen die Instrumente des modernen Dienstrechtes genutzt werden,
dies erfordert dann weitergehende Gesetzesédnderungen auch auf Bundesebene.

Bei einer Neuregelung des Status der Generalstaatsanwalte geht es um eine moderne,
seridse und zukunftweisende Regelung.

Datum des Originals: 28.09.2000/Ausgegeben: 28.09.2000

Die Veréffentlichungen des Landtags sind fortlaufend oder auch
einzeln gegen eine Schutzgebihr beim Archiv des Landtags Nord-
rhein-Westfalen, 40002 Disseldorf, Postfach 10 11 43, Telefon
{02 11) 8 84-24 39, zu beziehen.

[l
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Der Landtag begruf3t die Bestrebungen der Landesregierung, in diesem Bereich tétig zu
werden,

Der Landtag fordert die Landesregierung auf,
eine Bundesratsinitiative zur Anderung des Beamtenrechtsrahmengesetzes einzubrin-

gen und darauf aufbauend einen Gesetzesentwurf zur Anderung des Landesbeamten-
gesetzes vorzubereiten.

Edgar Moron Sylvia Lé6hrmann
Carina G6édecke Johannes Remmel
Frank Sichau Brigitte Herrmann
und Fraktion und Fraktion

2
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761

29.09.2000
Pienarprotokoll 13:11

Regierung:

SPD:

chu:

F.D.P.:

GRUNE;

Entschuldigt waren fiir den 29.09.2000:

Wolfgang Clement, Ministerprasident

Detlev Samland, Minister fiir Bundes-
und Europaangelegenheiten

Anke Brunn

Bodo Champignon

Dr. Bernhard Kasperek
Irmgard Mierbach
Hildegard NieRRen
Michael Scheffler

Richard Blomer
Maria-Theresia Kastner
Guinter Langen

Dr. Helmut Linssen
Béarbel Wischermann
Willi Zylajew

Felix Becker
Christof Rasche

Peter Eichenseher

© Landtag Nordrhein-Westfalen
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(Vizeprasidentin Edith Muller)

dagegen? - Wer enthalt sich? - Die Uberweisung
ist einstimmig beschlossen.

Ich rufe jetzt auf:

8 Gesetz zur Entpolitisierung der Generalstaats-
anwaltschaft

Gesetzentwurf
der Fraktion der F.D.P.
Drucksache 13/196 (Neudruck)

erste Lesung

Als erster Redner spricht Herr Dr. Orth fir die
Fraktion der F.D.P.

Dr. Robert Orth™ (F.D.P.): Verehrte Frau Prasiden-
tin! Sehr geehrte Damen und Herren! Die F.D.P.
hat den Entwurf eines Gesetzes zur Entpolitisie-
rung der Generalstaatsanwaltschaft in den Land-
tag eingebracht. Wir wollen sicherstellen, dass
die Entscheidungen der Staatsanwaltschaft end-
gliltig vom Geruch politischer Beeinflussung be-
freit werden.

Die Generalstaatsanwélte sind nach bisheriger
Gesetzeslage verpflichtet, in fortdauernder Uber-
einstimmung mit den grundsétzlichen Ansichten
der Landesregierung und deren Zielen zu handeln.
Sie haben also, Uberspitzt formuliert, bei jeder
Entscheidung im Ermittlungsverfahren die gebun-
dene Ausgabe der Regierungserklarung des Minis-
terprasidenten zur Hand zu nehmen. Der General-
staatsanwalt muss dann {beriegen, ob er eine
Strafsache bearbeitet, die unter die Uberschrift
"neue Wege, neue Chancen, neues Handeln -
Zukunftsliand Nordrhein-Westfalen" passt.

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, ich per-
sOnlich habe die Erwartung, dass ein Staatsan-
walt weder die Regierungserkldrung des Minister-
prasidenten noch die Bibel oder ein sonstiges
Werk zur Hand nehmen muss, um eine Entschei-
dung zu treffen. Der Staatsanwalt darf allein nach
Recht und Gesetz handeln. Fir politische Justiz
ist in einer Demokratie keinerlei Raum.

{Beifall bei der F.D.P.)

Nun werden die Vertreter der SPD unter Umstéan-
den gleich behaupten, dass es in NRW iberhaupt
keine politische Justiz gebe. Einen Beweis flr
parteipolitisch motivierte Entscheidungen der
Staatsanwaltschaft gibt es auch nicht. Das méch-

te ich gern eingestehen; es beriihrt mich aber”

nicht. Nehmen wir zum Beispiel einige Justizfélle
der jingeren Vergangenheit in Nordrhein-Westfa-
len. Ich denke jetzt an das Ermittlungsverfahren
gegen Helmut Kohl. Man konnte lesen, die Bonner
Staatsanwalt erwége, das Verfahren unter be-
stimmten Bedingungen einzustellen. Was erklarte
Bundesinnenminister Otto Schily im Deutschen
Bundestag dazu? Er forderte die Justiz auf, das
Verfahren gegen Helmut Kohl nicht einzustellen.
Dies allein ist schon, so finde ich, ein ungeheuerli-
cher Vorgang.

(Beifall bei der F.D.P.)

Bis heute ermittelt die Staatsanwaltschaft gegen
Helmut Kohl. Geschieht dies aus innerer Uberzeu-
gung oder weil man Sorge hat, dass die Einstel-
lung nicht in das sozialdemokratisch gefarbte
Weltbild der Landesregierung passt? Menschlich
versténdlich wéren eigentlich beide Varianten.

Bis heute muss der Generalstaatsanwalt beflirch-
ten, bei einer politisch nicht gewlinschten Ent-
scheidung im Fall Kohl in die Wiste geschickt zu
werden.

(Frank Baranowski [SPD]: Von Herrn Schily
oder von wem?)

Das nédchste Beispiel ist der Fall SchleuRer. Bei
Ermittlungen gegen Ladendiebe, Einbrecher und
Sonstige kann sich ein Rechtsanwalt darauf ein-
richten, dass ein Ermittlungsverfahren Monate
dauert, bis es zu einer Entscheidung der Staats-
anwaltschaft kommt. Im Fall SchleuRBer dauerte
es nur Wochen, ehe man von der Unschuld
SchleuRers liberzeugt war.

{Edgar Moron [SPD]: Das machen Sie zum
Vorwurf?)

Hat die Staatsanwaltschaft hier besonders schnell
gehandelt, um der Landesregierung die Peinlich-
keit von langwierigen Ermittlungen zu ersparen?
Hatten die Ermittlungen langer gedauert, wéren
dann unter Umstanden die Ziele der Regierung,
denen der Generalstaatsanwalt bei all seinen
Handlungen verpflichtet war, gefahrdet gewesen?
Wurde aus politischen Griinden schnell einge-
stellt? - Ich weild es nicht.

© Landtag Nordrhein-Westfalen

(C)

(D)



(A)

{B)

Landtag
Nordrhein-Westfalen

814

29.09.2000
Plenarprotokoll 13/11
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SchlieRlich mochte ich als letztes aktuelles Bei-
spiel den Fall Pofalla anfiihren. Wir haben in meh-
reren Sitzungen des Rechtsausschusses Giber den
Fall Pofalla gesprochen. Ausléser waren die zeit-
nah zur Landtagswahl durchgeflihrten Ermittlun-
gen gegen Herrn Pofalla, die bereits einmal 1996
eingestellt wurden. Weil aber ein so genannter
anderer Komplex nun eine Rolle spielte, wurden
die Ermittlungen wieder aufgegriffen. Bis heute ist
der Hintergrund dieses so genannten anderen
Komplexes unklar.

Wir wissen aber, dass seit Beginn der Ermittlun-
gen das Landgericht Kleve einen Durchsuchungs-
beschluss kassiert hat, der Generalstaatsanwalt
Selter noch Anfang September 2000 an den Jus-
tizminister berichtet hat, es sei alles korrekt ge-
laufen, und dass genau dieser Generalstaatsan-
walt Selter inzwischen entlassen wurde. Aber
auch hier liegt der Verdacht nahe, dass die Ent-
scheidung des Generalstaatsanwalts und/oder
dessen spitere Entlassung doch irgendwo poli-
tisch motiviert war.

Die aufgefiihrten Beispiele belegen, dass wir dem
Verdacht, die Generalstaatsanwaltschaften han-
delten politisch motiviert, unbedingt durch eine
Anderung der beamtenrechtlichen Vorschriften
begegnen missen. Kein Staatsanwalt wird mehr
eine mutige Entscheidung treffen, wenn man be-
furchten muss, dass das Beispiel Dieck-
mann/Selter Schule macht. Die Generalstaats-
anwélte werden zu lammfrommen Vollstreckern
ministeriellen Willens mutieren.

Die einzige Loyalitdt des Generalstaatsanwalts
darf dessen Bindung an Recht und Gesetz sein. Er
ist ein unabhéngiges Organ der Rechtspflege und
keine Marionette.

Unabhingig vom aktuellen Fall Pofalla hatten wir
bereits in unserem Wahlprogramm die heute be-
antragte Gesetzesédnderung gefordert. Wenn man
die AuBerungen vom Kollegen Moron und von
Minister Dieckmann in der letzten Woche werte-
te, konnte man meinen, die SPD sei bereit, die
justizpolitisch verfehlte Stellung des General-
staatsanwalts zu beseitigen. Der heutige Ent-
schlieBungsantrag der SPD unter der Uberschrift
"Instrumente des modernen Dienstrechts nutzen”
zeigt jedoch, dass die Einsicht noch nicht ausge-

pragt ist. Es soll offensichtlich Zeit gewonnen
werden, bis Gras Uber den Fall Pofalla gewachsen
ist.

(Frank Baranowski [SPD]: Dummes Zeug!)

Wir brauchen keine Regierungskommission, son-
dern schnellstméglich eine Gesetzesénderung.

{Beifall bei der F.D.P.}

Die Notwendigkeit, die Justiz vom politischen
Einfluss frei zu halten, haben andere Bundeslén-
der bereits ldngst erkannt. Nordrhein-Westfalen
ist zusammen mit seinem Partnerland Branden-
burg, mit Schleswig-Holstein, Mecklenburg-Vor-
pommern und Thiringen das letzte Land, das den
politischen Beamten Generalstaatsanwalt hat,
und zwar ohne jede Anderung des Beamten-
rechtsrahmengesetzes, was Sie jetzt in lhrem
EntschlieBungsantrag als Thema problematisieren.

Ich bin gespannt, wie Sie, Herr Minister, lhren
mehrfachen Meinungsumschwung gleich begrin-
den, und freue mich auf die weitere Debatte.

(Beifall bei der F.D.P.)

Vizepriasidentin Edith Miller: Vielen Dank, Herr
Dr. Orth. - Fir die SPD-Fraktion spricht jetzt der
Kollege Sichau.

Frank Sichau™ (SPD): Sehr geehrte Frau Prasiden-
tin! Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Herr Orth, einen Satz vor-
weg: Sie wissen aus den Beratungen im Rechts-
ausschuss, dass § 40 der Abgabenordnung wei-
tere Erlduterungen, was den anderen Komplex
betraf, nicht erméglicht hat. Ich finde es geradezu
rechtswidrig, hier im Plenum des Landtags zu
sagen, dariiber habe man keinen Bescheid bekom-
men. Ist das Ihre Bindung an Recht und Gesetz?

Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Kollegin-
nen und Kollegen, um es vorweg zu sagen: Wir
werden der Uberweisung des Gesetzentwurfs an
den Rechtsausschuss selbstversténdlich zustim-
men.

Was jedoch die angestrebte und unter Punkt B
des Entwurfs der Fraktion der F.D.P. dargestellte
Lésung betrifft, so streben wir, wie es im Ent-
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schlieBungsantrag der Koalitionsfraktionen zum
Ausdruck gebracht wird, als Alternative eine Ver-
gabe dieser Flhrungsposition auf Zeit an. Dazu
wird ein entsprechender Gesetzentwurf vorberei-
tet, der sich am Gesetz zur Anderung dienstrecht-
licher Vorschriften orientiert, das der Landtag im
vergangenen Jahr verabschiedet hat. Vergleichbar
mit Fihrungspositionen in der Wirtschaft geht es
dort um die Berufung auf Zeit, namlich um eine
Berufung fir zweimal fiinf Jahre. Eine solche Be-
rufung ist in der Industrie seit langem durchgén-
gig selbstverstandlich. Dies auch, um sich der
Qualitat in Bezug auf Fihrung und Leitung relativ
sicher zu sein.

Dabei werden die Generalstaatsanwélte jedoch
zunachst in das entsprechende Bundesrecht ein-
zubeziehen sein. Hierzu ist also eine Bundesrats-
initiative, die NRW auch aufgrund unserer Ent-
schlieBung ergreifen soll, erforderlich. Dies wird
noch etwas Zeit erfordern.

Das Dienstrechtsanderungsgesetz unseres Landes
war im Ubrigen bei unserer letzten Diskussion zu
diesem Thema Anfang 1999 noch nicht in Kraft,
so dass unser friherer Kollege Robert Krumbein,
den die CDU-Fraktion in ihrer EntschlieBung mehr-
fach zitiert, sachgerecht und schliissig argumen-
tiert hat. Wir sind also sozusagen noch im Verfah-
ren. Man war ja, wie auch aus den AuBerungen
von Herrn Krumbein herauszulesen war, dabei,
einen entsprechenden Entwurf fiir eine Anderung
vorzubereiten.

Was mdégliche Entlastungswirkungen angeht, so
haben Sie sich in lhrem Antrag ausgesprochen
vorsichtig ausgedriickt. Die vorletzte Versetzung
eines Generalstaatsanwalts in den Ruhestand
geschah namlich vor 33 Jahren, und zwar im Zu-
sammenhang mit dem Klingelpltz-Skandal in
K&In. Aus der historischen Distanz ist dieses Vor-
gehen als mehr als gerechtfertigt bewertet wor-
den.

Zur aktuellen Situation ist logischerweise die his-
torische Distanz nicht gegeben. Es war aber bis-
her offensichtlich keine inflationére Entwickiung
zu verzeichnen.

(Zurufe von der CDU)

- lch denke schon, dass wir bei der Wahrheit
sind. Zur Problemerdrterung in lhrem Gesetzent-
wurf sind aus unserer Sicht jedoch einige kriti-
sche Anmerkungen zu machen. Grundsatzlich ist

klar, dass Staatsanwaélte keine richterliche Un-
abhangigkeit besitzen, auch wenn sie logischer-
weise als Organe der Rechispflege - wie die An-
waélte auch - zusammen mit Richtern arbeiten.
Staatsanwaélte sind spezielle Beamte des Staates
- das heifdt, der Exekutive -, Beamte zur Ermitt-
lung von Gesetzesverletzungen, was unter ande-
rem die Offentliche Anklage zur Folge haben
kann. Damit ist selbstverstandlich die prinzipielle
Maglichkeit der Weisung durch die (ibergeordne-
ten Behodrden gegeben sowie selbstverstandlich
auch die Kontrolle durch das Parlament.

Eigentlich braucht es nicht besonders hervorgeho-
ben zu werden: Die Minister und die Regierung,
der er angehdrt, werden dariiber hinaus von der
Mehrheit im Parlament getragen, die aus freien,
gleichen und geheimen Wahlen durch den Souve-
rén, das Volk, hervorgegangen ist. Diese sind im
Ubrigen - und das unterstreiche ich ganz beson-
ders - an Recht, Gesetz und Verfassung gebun-
den.

Im Rechtsausschuss haben wir zudem gehort,
dass sich unser Justizministerium sachgerecht als
Rechtspflegeministerium versteht, das sich auf
Plausibilitatskontrollen, Dienstaufsicht und As-
sessment - das heil3t, Auswahl der Mitarbeiten-
den - konzentriert und sich in der Regel nicht mit
Einzelfragen befasst.

Sachlich falsch ist in Ihrem Problemaufriss - das
haben Sie ja auch gerade in lhrer Rede, Herr Orth,
korrigiert -, dass in allen Bundeslandern mit Aus-
nahme Schleswig-Holsteins die Generalstaats-
anwalte inzwischen Laufbahnbeamte sind. AuRer-
dem haben wir diesen Status nicht - das haben
Sie ja gesagt - in den Bundesldandern
Mecklenburg-Vorpommern, Brandenburg und Thii-
ringen. Berlin hat im Ubrigen den Status des Ge-
neralstaatsanwalts gerade erst verédndert.

Dariiber hinaus ist auch der Generalbundesanwalit
politischer Beamter. Aktivitdten der Konservati-
ven und Liberalen in diesem bundespolitischen
Bereich sind mir in diesem Jahrzehnt nicht be-
kannt geworden.

(Zuruf von der F.D.P.: Das hat gerade erst
angefangen!)

- Und wer regiert jetzt? - Problematisch ist in der
Darstellung der F.D.P. auch die Stellung des
Rechts in einer Gesellschaft. Denn es sieht so
aus, als ob Sie von einem so genannten Recht an
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sich ausgehen, das es belegbar nicht gibt. Viel-
mehr ist Recht immer eingebunden in gesell-
schaftliche Einstellungen, Erwartungen und Angs-
te. Dies ist auch immer zu sehen, um die damit
verbundenen Risikopotenziale offen und nachvoli-
ziehbar bewdltigen zu kénnen. Dies beschreibt
nicht nur die Rechtssoziologie, aber ich will mir
Differenzierungen an diesem Punkt fir den
Rechtsausschuss vorbehalten.

Zudem ist der Begriff "Entpolitisierung” auch bei
Zustimmung zu lhrem Anliegen - wenn auch auf
andere Weise - ein ausgesprochen problemati-
sches Wort. Denn selbstverstandlich sind auch
Politiker an Recht, Gesetz und Verfassung gebun-
den. Allerdings kann Politik nicht alle menschli-
chen und gesellschaftlichen Probleme regeln. Nur
dieser Bereich gehort zum Kernbereich staatlichen
Handelns, zu den Staatsgeschéften. Und die
deutsche Ubersetzung "Staatsgeschafte" ist die
Ubersetzung des griechischen Begriffs "Politik"
- Staatsgeschafte.

Wenn Sie wiederum - ich sage das auch noch
einmal: bei grundsatzlicher Akzeptanz thres Anlie-
gens - von schlechten parteipolitischen Einfliissen
sprechen, so miissen Sie sich logischerweise
auch selbst angesprochen fihlen. Und Sie mUss-
ten konkreter werden. Sie sind es gerade in lhrem
Beitrag geworden, aber auch das misste man
dann im Rechtsausschuss vertiefen.

Insgesamt haben Sie meines Erachtens aber den-
noch damit den demokratischen Parteien einen
Barendienst erwiesen. Denn natdrlich gilt auch fur
diese die Bindung an die rechtlichen Normen.

Wenn der Ex-Kanzler Kohl oder vor langerer Zeit
die Herren Lambsdorff und Zimmermann diese
Normen verletzten - und die Reihe konservativ-
liberaler Politikerinnen und Politiker lieRe sich fort-
setzen -, so muss genau dies ganz konkret geklart
werden. Andererseits spricht solch ein mensch-
liches Fehlverhalten grundséatzlich nicht gegen die
Parteien im Allgemeinen. Sie haben damit nur ein
altes birgerliches Vorurteil gegen Parteien kulti-
viert, das letztlich breite Schichten von der politi-
schen Beteiligung ausschlieRen kann, das heif3t,
dass nicht mehr jede Staatsblirgerin und jeder
Staatsbiirger entsprechend mitarbeiten kann.

Verfassungsrechtlich wirken Parteien gerade und
insbesondere an politischer Willensbildung mit
und stellen sich daflir selbstverstandlich auch zur
Verfligung.

Abschlieiend bleibt ausdriicklich zu betonen,
dass eine Regierung - und ich sage es noch ein-
mal - selbstversténdlich in Bindung an Recht und
Gesetz auch wirklich regieren und entscheiden
kénnen muss. Das heil3t, dass es nicht nur auf
Ministerebene Flhrung auf Zeit geben kann und
darf. - Danke schén.

(Beifall bei der SPD - Zuruf von der F.D.P.:
Sie wollen den Ful® in der Tir behalten!
Das ist |hre Absicht!}

Vizeprasidentin Edith Miuller: Vielen Dank, Herr
Sichau. - Fiir die CDU-Fraktion hat jetzt der Kolle-
ge Biesenbach das Wort. Bitte schén.

Peter Biesenbach™ (CDU): Frau Prasidentin! Meine
Damen und Herren! Vielleicht kann die SPD auch
ein wenig zuhoren.

{Edgar Moron [SPD]: Das kann sie, aber
manchmal féllt es schwerl)

- Herr Moron, das Koénnen ist noch nicht unter
Beweis gestellt. Ich werde es noch einmal versu-
chen darzulegen. Denn bis gestern Nachmittag
war ich eigentlich ganz zuversichtlich, dass auch
die SPD die Notwendigkeit erkannt hatte und ein-
gesehen hatte, die Position des Generalstaats-
anwalts zu entpolitisieren. Sie selbst wurden in
der "SlGddeutschen Zeitung" vom 19. Septem-
ber 2000 zitiert:

"SPD-Fraktionschef Edgar Moron sprach sich
daflir aus, Generalstaatsanwaélte nur noch als
Laufbahnbeamte zu benennen."”

ch dachte: Prima, die SPD hat zwar lange ge-
braucht, aber sie kriegt die Kurve. Doch dann
kam gestern Nachmittag der EntschlieBungsan-
trag lhrer rot-griinen Koalition auf den Tisch. Wer
den EntschlieBungsantrag gestern schon gelesen
hat, musste sich fragen: Was soll das? Haben
denn die beiden Fraktionen aus der Diskussion der
letzten Wochen (berhaupt nichts gelernt?

Aber nachdem ich eben die Begriindung von
Herrn Sichau gehort habe, kann ich nur sagen:
Sie haben wirklich nichts gelernt. Denn die Be-
grindung ist eigentlich etwas Unglaubliches.

(Beifall bei CDU und F.D.P.)
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Das muss man sich einmal auf der Zunge zerge-
hen lassen. Zu den Griinden, die Herr Dr. Orth
vorgetragen hat, gehen Sie - philosophiert und
geschwafelt wurde doch schon genug - nicht ein-
mal mit einem einzigen Satz ein, obwohl es in der
Begriindung heiBt: Wir wollen eine Vergabe auf
Zeit, und zwar zweimal finf Jahre.

Die gegenwadrtige Regelung fordert ja geradezu
das Wohlververhalten, von dem wir in den letzten
Wochen genug erlebt und genug erkannt haben.

(Beifall bei CDU und F.D.P. - Zuruf des Ed-
gar Moron [SPD])

- Es ware besser, Sie wiirden statt des standigen
Brillens hieriiber einmal nachdenken. Es ist far
mich unglaublich, wie der Satz hier stimmt, dass
die Sozialdemokraten der Meinung sind: Dieses
Land ist unser Eigentum, und das schaffen wir
auch auf diesem Wege Uber die Generalstaats-
anwaélte.

(Beifall bei CDU und F.D.P.)

Nicht ein einziges Argument habe ich wirklich
gehort, und die Diskussionen der letzten Zeit und
der letzten Jahre waren in den Dingen oberflach-
lich genug.

Heute ist der sechste Versuch, den General-
staatsanwalt aus dem Katalog der politischen
Beamten herauszustreichen, und die SPD war bis
jetzt die Betonmauer, an der alles scheiterte. Das
wére ja noch nachvollziehbar, wenn die Begrin-
dungen stimmten.

Nur alles, was wir bisher gehort haben, war aus-
gesprochen oberflachlich. So hie es bei den Red-
nern der SPD-Fraktion - die Protokolle sind ja alle
nachzulesen -, es gébe nie einen Anlass, die Ge-
neralstaatsanwaélte aus ihrem politischen Status
zu entlassen.

Heute sitzen hier zwei Kabinettsmitglieder, die
auch in die Diskussionen der letzten Jahre einge-
griffen haben: Herr Dr. Behrens als Justizminister
1996 und Herr Dieckmann im letzten Jahr.

Auch seinerzeit war eine wirkliche inhaltliche
Auseinandersetzung flir mich nicht festzustellen;
denn im Zentrum der Diskussion stand immer nur
der Gegensatz beamtenrechlicher Status gegen
das Weisungsrecht nach der Strafprozess-
ordnung. Das ist jedoch nicht der Punkt, warum
F.D.P. und CDU heute ihr Anliegen erneut hier

einbringen. Unser Anliegen ist, das Vertrauen der
Birger in die Unabhangigkeit und Neutralitdt auch
der Ermittlungsbehdrden zu starken, und dieses
Anliegen konnten wir in der Diskussion der letz-
ten Jahre nirgendwo ein Stiick feststellen.

Ich darf Herrn Justizminister Dieckmann aus dem
Protokoll der vorjahrigen Plenardebatte zitieren:

“Vieles von dem besorgniserregenden Ein-
druck, den Sie hier beschwéren,”

- gemeint waren wir -

“hat alleine die Presseberichterstattung be-
grindet.”

Und Sie zogen daraus den Schluss:

“Der Antrag, den Sie zum wiederholten Male
stellen, kommt zum falschen Zeitpunkt.”

Das war vor gut einem Jahr.

Die Ergebnisse der letzten Wochen haben doch
beeindruckend gezeigt, wie berechtigt der besorg-
niserregende Eindruck seinerzeit war. Wann ist
denn fir die Sozialdemokraten der Zeitpunkt ge-
kommen, die Position der Generalstaatsanwaélte
zu entpolitisieren, wenn nicht nach den hinter uns
liegenden Wochen?

Wer meint, diese Frage auch jetzt noch damit
beantworten zu kdnnen, ein Institut auf Zeit mit
Zeitbeamten einzufiihren, der ist keinen Schritt
weiter als im letzten Jahr; denn auch da haben
wir bereits gehort: Wir tiberlegen das mal.

Ich darf noch einmal den Herrn Justizminister aus
dem Protokoll des letzten Jahres zitieren:

“Wir werden das alles gemeinsam in Ruhe
Uberdenken und diskutieren missen. Wir wer-
den dafiir auch die notwendige Zeit haben,
denn die von mir angesprochenen Anderungen
werden zunachst auf Bundesebene zu diskutie-
ren sein.”

Wer so argumentiert und wer diesen Entschlie-
Bungsantrag heute unterstiitzt, zeigt, dass er die
Stimmung im Lande nicht kennt und auch nicht
kennen will.

Den Beweis bringen zahllose Ubereinstimmende
Kommentare in allen Medien Ich darf einige davon
hier zitieren. So heil3t es in der “Rheinischen
Post” vom 18. August:
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“Im Fall Pofalla, der nie ein wirklicher Fall war,
zeigt sich erneut die Problematik, dass in NRW
Generalstaatsanwaélte politische Beamte sind,
also mit dem jeweiligen Justizminister harmo-
nieren miissen. Allein schon, dass ein Wei-
sungsstrang vom Minister (iber den General-
staatsanwalt, den Leitenden Staatsanwalt
beim Landgericht bis hinunter zum Fallbearbei-
ter denkbar ist, kann die Anklagebehérde im-
mer wieder Verdachtigungen aussetzen.”

(Minister Dr. Fritz Behrens: Haben Sie
schon einmal ins Gesetz geschaut?)

Ich zitiere weiter die “Westdeutsche Zeitung”:

“Die Vorgédnge um das Steuerverfahren gegen
Pofalla stinken zum Himmel. Die Justiz im Lan-
de ist in heller Aufregung. Ausgerechnet die
Justiz, dieser hoch sensible und fiur das Funk-
tionieren des Rechtsstaates entscheidende
Bereich, kommt in NRW nicht zur Ruhe. Ein,
gelinde gesagt, fahrlassiger Umgang mit die-
sem hoch sensiblen Instrument des Staates
hat sich in den vergangen Jahren eingeschli-
chen, eine Folge des verkilrzten Blicks der Poli-
tik."

Und diesen verkiirzten Blick der Politik haben wir
heute wieder erlebt.

Wie verkrustet muss die SPD in diesem Lande
sein, dass sie sich nicht erkennbar beeindrucken
lasst, wenn ihr eigener Justizminister feststellen
muss, dass wichtige Verfahrensgrundsatze miss-
achtet werden: das Recht auf rechtliches Gehor,
das Prinzip der VerhéltnisméaRigkeit.

Oder es drangt sich erst recht nach der Begriin-
dung durch Herrn Sichau die Frage auf, ob die
SPD-Fraktion solche Vorgadnge hinnehmen will,
weil sie den politischen Generalstaatsanwalt
mdéchte.

(Frank Baranowski [SPD]:
Quatsch!)

Das ist doch

Man muss sich die Argumentation des rechtspoli-
tischen Sprechers der SPD-Fraktion wéahrend der
Debatte im Oktober 1996 auf der Zunge zergehen
lassen. Sie haben ihn eben hier wieder eingefiihrt.
lch zitiere Herrn Robert Krumbein auszugsweise:

“Es ist gerade fur das Funktionieren eines der-
art komplexen und gleichzeitig sensiblen Sys-
tems wichtig, dass die politische Leitung und

die obersten Behordenleiter eine grundsétzii-
che Ubereinstimmung in zentralen Fragen ihrer
Arbeit haben.”

Und ein Stlick weiter:

“Es ist wichtig, dass das reibungslose Funktio-
nieren des Ubergangs von der politischen Spit-
ze in die Beamtenhierarchie gewahrleistet ist."”

Und das gewahrleisten Sie tats&dchlich, wenn der
Inhaber eines solchen Amtes weil3, dass er in funf
Jahren wieder bestédtigt werden muss. Dann
kommt keiner auf die Idee, diese Unabhangigkeit
zu beweisen, die gerade ein so sensibles Amt
erfordert.

(Beifall bei CDU und F.D.P.)

Sie sollten, wenn Sie sich wirklich damit ausein-
ander setzen wollen, auch nur einmal den “Fo-
cus” dieser Woche lesen. Daraus ein letztes Zitat:

“Dabei haben gerade die so genannten politi-
schen Verfahren bei der Diisseldorfer Behérde
in der Vergangenheit Schlagzeilen verursacht.
So ermitteln die Staatsanwaélte seit Gber drei
Jahren gegen den WestLB-Chef Friedel Neuber
(SPD) wegen Beihilfe zur Steuerhinterziehung -
bisher ohne greifbares Ergebnis. Das Verfahren
gegen Ex-Finanzminister Heinz SchleuBBer
(SPD} wegen des Verdachts des Geheimnis-
verrats wurde dagegen Anfang dieses Jahres
von den Dusseldorfern blitzschnell beendet -
ohne Erkenntnisse.”

Meine Damen und Herren, Staatsanwalt heil’t
Anwalt des Staates und nicht Buttel einer be-
stimmten politischen Richtung.

{Beifall bei der CDU)

Es kann und darf nicht sein, dass Staatsanwalt-
schaften in vorauseilendem Gehorsam gegenlber
der Regierung je nach politischer Opportunitat
den einen Fall ganz schnell und den anderen be-
wusst langsam behandeln.

Wenn ich dem Bericht der "WZ" glauben darf,
dann macht sich auch in der Richterschaft an
Rhein und Ruhr - deren Integritdt wirklich aufer
Zweifel steht - immer mehr Unmut (ber politische
Seilschaften in den Staatsanwaltschaften breit.
Besetzung von Positionen je nach politischer Ein-
stellung der Betroffenen durch einen General-
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(Peter Biesenbach [CDUI)

staatsanwalt, der selbst politischer Beamter ist,
kann nicht der Wahrheit letzter Schluss sein.

Far die CDU ist das Amt des Generalstaatsanwal-
tes mit der Zielsetzung des Amtes eines politi-
schen Beamten unvereinbar. Wir sehen die
Staatsanwalte als Organe der Rechtspflege, die
ebenso wie die Richter nur auf Wahrheit und Ge-
rechtigkeit verpflichtet sind. Sie sind selbsténdige
Organe der Rechtspflege, die gemeinsam mit den
Richtern auf dem Gebiet des Strafrechts die Auf-
gabe der Justizgewdhrung erflillen. Mit dieser
Stellung ist die geltende Regelung im Beamtenge-
setz des Landes nicht vereinbar.

Daher begrif3t die CDU die beantragte Gesetzes-
anderung. Es ist seit vielen Jahren unser Anlie-
gen, und wir erwarten das In-Kraft-Treten der
Anderung noch in diesem Jahr.

(Beifall bei CDU und F.D.P.)

Vizeprasidentin Edith Miller: Vielen Dank, Herr
Biesenbach. - Fir die Fraktion Bundnis 90/Die
Grlnen spricht nun Frau Herrmann.

Brigitte Herrmann™ (GRUNE): Frau Prasidentin!
Meine Damen und Herren! Was Griine Gber den
Status des politischen Beamten denken, ist spé-
testens seit dem 24. Januar 1992 hinlénglich
bekannt. Damals hat Dr. Michael Vesper ausfihr-
lich in einer Plenardebatte hier in diesem Hause
dazu Stellung genommen.

Um es von vornherein zu sagen: Fir unsere Frak-
tion muss der Generalstaatsanwalt nicht den Sta-
tus des politischen Beamten haben.

{Beifall bei der F.D.P.)
- Klatschen Sie nicht zu frih!

Ganz im Gegenteil: Wir wiirden es begriiRen,
wenn der Generalstaatsanwalt unter den richtigen
Voraussetzungen aus dem Kreis der politischen
Beamten herausgenommen wird,

(Beifall bei der F.D.P.)

und zwar nicht zuletzt deshalb, weil der Status
des politischen Beamten ein Widerspruch in sich
ist, und es widerspricht dem Wesen des Berufs-
beamtentums.

Zundchst mdéchte ich doch auf einige Punkte der
uns vorliegenden Antrdge von F.D.P. und CDU
eingehen.

Meine Damen und Herren von der F.D.P., die Pro-
blemdarstellung lhres Antrages weist meiner Mei-
nung nach einige Fehler auf und ist an vielen Stel-
len unehrlich. Wir kénnen zum Beispiel im F.D.P.-
Antrag lesen:

"Der Generalstaatsanwalt hat bei der Verfol-
gung von Straftatern somit die politischen Zie-
le der Regierung zu berlicksichtigen.”

Hier, meine Damen und Herren von der F.D.P.,
liegt ein groBer Irrtum lhrerseits vor, denn der
politische Beamte oder die politische Beamtin soll
das rechtspolitische Wollen der Regierung in die
Beamtenhierarchie vermittein.

Auch der Justizminister hat 1999 hier im Hause
in der Debatte zum gleichen Thema ausgefihrt:
Bei den Generalstaatsanwalten findet dieser
Grundsatz seine bundesrechtliche Beschrankung
im Legalitdtsprinzip. Die Bindung - auch die des
Generalstaatsanwaltes - an das Legalitétsprinzip,
also an Recht und Gesetz, schrankt alle Méglich-
keiten der Politik ein und beschrénkt sie in ihrem
Kern auf das Umsetzen von Grundentscheidungen
in der Rechts- und Kriminalpolitik. Auf gut
Deutsch heil3t das:

(Frank Baranowski [SPD]: Héren Sie gut
zu!)

Der Generalstaatsanwalt wie auch der Minister
bzw. die Ministerin miissen sich an Recht und
Gesetz halten und dirfen keine Parteipolitik be-
treiben.

Im dritten Absatz lhres Antrages flhren Sie die
bei den Medien sehr beliebten Falle Kohl, Pofalla
und SchleufSer ein und lassen den Eindruck ent-
stehen, dass all diese Ermittlungsverfahren gegen
offentliche Personen und die damit verbundenen
Entscheidungen unter dem Geruch von parteipoli-
tischen Sektierereien stiinden. Mit diesen Ver-
dachtigungen gegeniiber der Integritét der Staats-
anwaltschaften lancieren Sie Misstrauen in die
Offentlichkeit.

{Beifall bei der SPD)

Schon die Uberschriften lhrer Antrige - also auch
die des CDU-Antrages - sind unehrlich, denn die
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(Brigitte Herrmann [GRUNE])

Uberschrift enthalt einen Denkfehler: "Entpolitisie-
rung”. Dadurch, dass Sie den beamtenrechtlichen
Status verdndern wollen, ist noch lange keine
Entpolitisierung anzunehmen.

Das méchte ich lhnen gerne erkléren: Ich gebe
zu, dass die Einstufung des Generalstaatsanwal-
tes als so genannter politischer Beamter geeignet
ist, Missversténdnisse Uber seine Stellung hervor-
zurufen. Jedoch ist die Vorstellung einer politik-
freien Verwaltung auf hoher Ebene bzw. die eines
politiksterilen Beamten auf hoher Ebene einfach
wirklichkeitsfremd.

Da frage ich einmal den rechtspolitischen Spre-
cher der CDU: Wieso - erkldren Sie es mir bitte
einmal - ist es im schonen Sauerland, aus dem ich
komme, Gblich, dass fast alle Flilhrungspositionen
mit Beamten besetzt sind, die Mitglied der CDU
sind?

(Zurufe von der F.D.P.)
Das mtussen Sie mir einmal erklaren.

Liebe Kollegen von der F.D.P., Herr Dr. Orth, las-
sen Sie sich von der ARD einmal den letzten
"Scheibenwischer” kommen, und schauen Sie ihn
sich einmal an. Am Mittwoch ist er gesendet
worden; er hat genau unser Thema als Satire be-
handelt. Welche Staatsanwélite wurden auf den
Kieker genommen? - Die in Bayern! In Bayern ha-
ben sie Uberhaupt nicht den Status des politi-
schen Beamten. Sie missten mir einmal erkidren,
warum die von Verdachtigungen geschiittelte
bayerische Justiz gegen solche Vorwlrfe zu
kédmpfen hat, die Sie heute gegen die nordrhein-
westfélische Justiz erhoben haben.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprésidentin Edith Muller: Frau Herrmann, las-
sen Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Schem-
mer zu?

Brigitte Herrmann™ (GRUNE): Héchstens, wenn
ich hinterher noch Zeit habe. Ich mochte erst zu
Ende sprechen.

Wie gesagt: Sie wissen ganz genau, dass der
Generalstaatsanwalt in Bayern kein politischer

Beamter ist. Natlrlich ist die Verwaltung dazu da,
den Mehrheitswillen der politischen Praxis um-
zusetzen. Ein davon unabhédngiges Verwaltungs-
handeln darf es Gberhaupt nicht geben. Dass Be-
amte dabei an Recht und Gesetz gebunden sind -
genau wie jeder Angestellte -, ist selbstverstand-
lich.

Richtig ware es, die Verwaltung - das ist ein Ori-
ginalzitat von Dr. Michael Vesper aus dem Jah-
re 1992 - ab der B-Ebene gerade nicht zu entpoli-
tisieren, sondern den Bereich der direkten politi-
schen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auszudeh-
nen. Dazu muissten jedoch die betroffenen Stellen
entbeamtet werden, und ab einem bestimmten
Umfang missten Mitarbeitsauftrdge auf Zeit ver-
geben werden kénnen, die bei einem Wechsel der
Regierung - es kénnte irgendwann vielleicht doch
einmal passieren, dass die CDU in Nordrhein-
Westfalen regiert -

(Edgar Moron [SPD]: Nein, das passiert
nicht!)

- wir wollen hoffen, dass das nicht passiert; aber
die missen sich doch Uberlegen, dass das einmal
passieren kénnte und was sie dann machen - zur
Disposition stinden, allerdings ohne samtliche
und Uberhaupt nicht zu rechtfertigenden goldenen
Pensionsregelungen fir politische Beamte, die es
heute gibt. Diese sind ohnehin unglaublich glins-
tig fur die Betroffenen. - Soweit Michael Vesper. -
All lhren Beflirchtungen zum Trotz kénnte kein
Minister Weisungen jenseits von Recht und Ge-
setz geben.

Wir werden der Uberweisung beider Antrége in
den Ausschuss zustimmen, jedoch muss fiir unse-
re Fraktion sichergestellt sein, dass bestimmte
Rahmenbedingungen erfllt sind.

Wir haben in der vergangenen Legislaturperiode
das Achte und Neunte Dienstrechtsreformgesetz
verabschiedet. Leider wurde bislang versaumt, die
Rahmenbedingungen auch flir den Richterbereich
und die Staatsanwaltschaften zu veréndern. So-
wohl auf Bundes- wie auf Landesebene kennen
wir das Beamtenverhaltnis auf Probe und auf Zeit
in FUhrungspositionen. Leider sind immer noch
Richter, Staatsanwaélte und auch Hochschulpro-
fessoren hiervon ausgenommen. Sie kénnen eben
nicht auf Zeit auf Flhrungspositionen berufen
werden. Das wollen wir dndern.
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Wir freuen uns auf weitere Diskussionen im
Rechtsausschuss, denen ich mit Spannung ent-
gegensehe. - Danke.

(Beifall bei GRUNEN und SPD - Peter Bie-
senbach [CDUJ: Das war ein Rittberger wie
bei Holiday on Ice!)

Vizeprasidentin Edith Miiller: Vielen Dank, Frau
Herrmann. - Es spricht jetzt flr die Landesregie-
rung Minister Dr. Behrens.

Dr. Fritz Behrens, Innenminister: Frau Prasidentin!
Meine Damen und Herren! Es kommt einem mitt-
lerweile schon wie ein landespolitisches Ritual
vor, wenn die Damen und Herren der Opposition
- mal CDU, mal F.D.P. - in regelméRigen Abstén-
den glauben, die Unabhéngigkeit unserer General-
staatsanwalte retten zu muissen. Ich habe es mir
einmal genauer angeschaut: Statistisch steht das
Thema alle drei Jahre auf unserer Tagesordnung.

Diese unverzagte RegelméaRigkeit verwundert
dann um so mehr, wenn man sich einmal die
nichternen Fakten ansieht: EinschlieBlich des
jingsten Falles hat es in den letzten 50 Jahren
insgesamt zwei Entlassungen von Generalstaats-
anwiélten in diesem Land gegeben, nédmlich eine
vor 33 Jahren - der Justizminister hat die Zahl
wohl besser im Kopf als ich - im Zusammenhang
mit dem Klingelptitz-Skandal und die zweite jetzt,
vor wenigen Tagen. Rein statistisch gibt es also
alle 25 Jahre eine Entlassung.

{Vorsitz: Priasident Ulrich Schmidt)

Meine Damen und Herren, das aber ist nur eine
Vorbemerkung zu dem, was ich noch zu sagen
beabsichtige. Namens der Landesregierung will
ich feststellen, dass auch der jiingste Versuch zur
Rettung der Unabhéngigkeit der Generalstaats-
anwalte so jedenfalls keine Zustimmung findet.
Dieser Vorstof} ist abzulehnen, weil die Gesetzes-
initiative der F.D.P. - erstens - auf falschen Vo-
raussetzungen beruht und - zweitens - fachlich zu
kurz greift.

Ich will das begriinden. Betrachten wir dazu ein-
mal genauer die Begriindung des vorgelegten Ge-
setzentwurfs, die aus insgesamt drei Satzen be-
steht. Ich kann darauf eingehen und trotzdem
meine Redezeit problemlos einhalten.Keiner dieser

drei Séatze - ich spreche vor allem Sie von der
F.D.P. an - geht von zutreffenden Voraussetzun-
gen aus. - In Satz 1 wird behauptet, die jetzige
beamtenrechtliche Stellung der Generalstaatsan-
wilte sei eine Schwachung ihrer Position. - Diese
Behauptung ist schlichtweg haltlos. Solange ich
Justizminister war, habe ich mit unseren General-
staatsanwalten mehrfach Gber dieses Problem
diskutiert. Personlich haben sie das nie so emp-
funden. Im Gegenteil: Sie haben aus ihrer Stel-
lung als politische Beamte eine Starkung ihrer
Unabhangigkeit fr sich herausgelesen.

Selbstverstandlich gilt fir die Arbeit der Staats-
anwaltschaften das Legalitdtsprinzip. Genauso
selbstverstandlich ist - obwohl Sie das nicht zur
Kenntnis nehmen oder nicht ausfiihren - auch:
Alle Staatsanwaélte - inklusive des Generalstaats-
anwalts - unterliegen dem in § 146 des Gerichts-
verfassungsgesetzes bundesrechtlich vorgegebe-
nen Weisungsrecht. Daraus ergibt sich kein Wi-
derspruch zum Legalitatsprinzip. Diese Weisungs-
gebundenheit besteht véllig unabhéngig vom Sta-
tus des Beamten, ob er politischer Beamter ist
oder nicht. Sie hat bundesweit Glltigkeit, da es
sich um eine bundesrechtliche Vorschrift handelt.
Sie gilt in Bayern genauso wie in Nordrhein-West-
falen.

Im Ubrigen wird hier gerne verschwiegen, dass
auch der Generalbundesanwalt ein politischer
Beamter nach Bundesrecht ist, der es in den letz-
ten Jahrzehnten zumeist mit F.D.P.-Ministern zu
tun hatte - oder etwa nicht? Was haben die daran
auszusetzen gehabt? - lhre Argumentation ist
schlicht vordergriindig und auf Effekthascherei
ausgerichtet.

(Beifall bei der SPD und der Brigitte Herr-
mann [GRUNEI)

Im Satz 2 Ihres Gesetzesantrags behaupten Sie,
dass das Vertrauen der Offentlichkeit in die In-
tegritét der Staatsanwaltschaft leide. - Merkw(r-
dig ist nur, dass - ich komme jetzt auf den Beitrag
von Frau Herrmann zuriick - sich eine groRe deut-
sche Wochenzeitung erst unldngst mit der Integri-
tat eines sliddeutschen Generalstaatsanwaltes
beschéftigt hat. In dieser Affare, die wohl nicht
nur gerichtshekannt ist, sondern auch 6ffentlich,
geht es um schwarze Parteikassen, um unter-
schlagene Beweismittel und die Rolle eines be-
kannten Politikersohnes. Meine Damen und Her-
ren, in diesem stiddeutschen Land ist der General-
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(Minister Dr. Fritz Behrens)

staatsanwalt noch nie so genannter politischer
Beamter gewesen. Das eine hat also mit dem
anderen Uberhaupt nichts zu tun, sondern ist vél-
lig unabhangig vom rechtlichen Status.

(Beifall bei der F.D.P. und der Brigitte Herr-
mann [GRUNE])

Das Vertrauen der Offentlichkeit wird nicht durch
den beamtenrechtlichen Status eines Leitenden
Staatsanwaltes beschédigt, aber wir missen auf-
passen, dass dieses Ansehen nicht durch Geset-
zesinitiativen und die 6ffentliche Diskussion Uber
solche Initiativen geschadigt wird, die, wie ich
finde, einzig und allein tagespolitisch motiviert
sind.

(Beifall bei SPD und GRUNEN)

Zum dritten und letzten Satz lhrer Begriindung!
Ich spreche zu Ihnen als Beamtenminister. An der
Stelle - das will ich ganz deutlich formulieren -
lesen wir die unglaubliche Unterstellung, politi-
sche Beamte wirden tendenziell Politik Gber
Recht stellen. Meine Damen und Herren, eine
solche Unterstellung ist nicht nur maflos, son-
dern sie ist vor allem durch nichts bewiesen.

Herr Biesenbach, Sie haben hier ausgefiihrt, die
"Generédle” - so nennt man die Generalstaatsan-
walte in der Kurzform - seien Bittel einer be-
stimmten politischen Richtung, ist das mehr als
mallos, sondern sogar ehrverletzend fir die jetzi-
gen Amtsinhaber.

(Beifall bei SPD und GRUNEN)

Solche Unterstellungen setzen die Dinge in ein
absolut schiefes Licht.

Es geht vielmehr allein um die Frage, ob es Sinn
macht oder nicht, die Landesregierung zum Fest-
halten an einer Personalentscheidung zu zwingen,
wenn beispielsweise ein Generalstaatsanwalt die
generelle kriminalpolitische Linie seines Ministers
nicht mittragen will oder wenn, wie es vorgekom-
men ist, er Fehler macht und dadurch das not-
wendige Vertrauensverhdltnis zu seinem Chef,
dem Minister, zerstort wird. Nur darum geht es.
Muss er ein flr alle Mal, bis zum 65. Lebensjahr
im Amt bleiben oder regelt man das fiir Funk-
tionstrager dieser Art anders wie etwa bei Polizei-
prasidenten oder anderen politischen Beamten in
diesem Land? Genau darum geht es und nicht um
die populistische Behauptung einer Beugung des
Rechts durch die Politik.

Ich fasse zusammen: Man legt uns hier eine Ge-
setzesinitiative vor, die mit drei S4tzen begriindet
wird. Keiner dieser drei Satze ist richtig. Der An-
trag der F.D.P.-Fraktion dieses Hauses beruht
schlicht auf falschen Voraussetzungen.

(Dr. Robert Orth [F.D.P.]: Das meinen Siel)

Hinzu kommt, dass er auch beamtenpolitisch viel
zu kurz greift. Er ist ein typischer, tagespolitischer
Schnellschuss. Die Neuordnung der Rechtsstel-
lung von Spitzenbeamten erfordert schon etwas
mehr Sorgfalt, meine Damen und Herren, als sie
hier an den Tag gelegt worden ist.

Dieser Landtag hat erst im vergangenen Jahr ent-
schieden, dass Spitzenbeamte in Nordrhein-West-
falen ihre Amter zunéchst nur vorlaufig erhalten,
also auf Zeit. Das soll die Leistungsorientierung
stérken. Das gibt uns auch die Mdglichkeit, Fehl-
entscheidungen zu revidieren. Auf einzelne Be-
grindungen ist hier schon eingegangen worden.
Wenn wir hier und heute Uber die kiinftige
Rechtsstellung von Generalstaatsanwaélten debat-
tieren, dann dirfen wir diesen Zusammenhang
nicht mehr auf3er Acht lassen.

Bei der Vergabe von Flihrungsfunktionen auf Zeit
ist die Antwort auf die Frage zu suchen, wie die
Rechtsstellung von Generalstaatsanwalten kiinftig
aussehen konnte. Der Gesetzgeber hat hier Ent-
scheidungen zu treffen, die keinen tagespolitisch
motivierten Populismus vertragen.

Der vorgelegte Gesetzentwurf der F.D.P.-Fraktion
genligt diesen Anspriichen nicht; ich denke, das
habe ich hinreichend deutlich gemacht. Die Lan-
desregierung, fir die ich hier spreche - auch ftir
Herrn Kollegen Dieckmann -, kann dem Landtag
eine Annahme dieses Antrags deshalb nicht emp-
fehlen. - Vielen Dank.

(Beifall bei SPD und GRUNEN)

Président Ulrich Schmidt: Herzlichen Dank, Herr
Minister Dr. Behrens. - Das Wort hat der Kollege
Soffing, F.D.P.-Fraktion.

Jan Sbffing™ (F.D.P.): Herr Prasident! Meine Da-
men und Herren! Ich hatte urspriinglich gedacht,
wir fiihrten hier heute eine richtungweisende Dis-
kussion - nicht wegen der Aktualitat der Pofalla-
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{Jan Séffing [F.D.P.})

Affare, sondern weil sich die SPD inhaltlich be-
wegt hatte. Zumindest hatte ich diesen Eindruck,
als Sie, Herr Moron, nach unserem Vorstol3 zur
Entpolitisierung der Generalstaatsanwalte auch
Uber die Presse haben verklinden lassen, Sie sei-
en der Auffassung, der Status des Generalstaats-
anwaltes als politischer Beamter solle geédndert
werden.

(Edgar Moron [SPD]: Wird er ja auch!)

In &hnlicher Weise haben Sie sich, Herr Justiz-
minister Dieckmann, im Rechtsausschuss ge3u-
Rert.

Der EntschlieBungsantrag von SPD und Griinen
ist jedoch wenig sachdienlich, ein brennendes
Problem zu 16sen, das unser Land im Augenblick
bewegt. Statt einer sachlichen Diskussion ver-
anstaltet die SPD hier eine Echternacher Spring-
prozession: zwei vor und eins zurlick. So sieht
das hier aus.

(Beifall bei der F.D.P. und bei einzelnen Ab-
geordneten der CDU)

Seit diesem EntschlieBungsantrag ist meine ur-
spriingliche Hoffnung, dass sich auch in den Krei-
sen der SPD die Uberzeugung durchsetzt, die Ge-
neralstaatsanwaltschaft sei als unabhéngiges Or-
gan der Rechtspflege nur Recht und Gesetz, nicht
aber dem Machtwillen der Regierung unterwor-
fen, getriibt.

Staatsanwalte haben keine politische Schllissel-
stellung. Sie haben nicht das reibungslose Funk-
tionieren des Uberganges von der politischen
Spitze in die Beamtenhierarchie zu gewéahrleisten.
Sie durfen deswegen nicht dem maoglichen Miss-
verstandnis in der Offentlichkeit ausgesetzt sein,
sie mussten ihre Amtsfiihrung in fortdauernde
Ubereinstimmung mit der Regierungspolitik brin-
gen, um die Versetzung in den einstweiligen Ru-
hestand zu vermeiden.Die Staatsanwaélte und da-
mit auch der Generalstaatsanwalt sind Teil der
dritten Gewalt.

Mit unserer Gesetzesinitiative geht es uns darum,
die Unabh&ngigkeit der Staatsanwaltschaften zu
sichern, ihre Fahigkeit zu starken, sich justizfrem-
den Einflissen entgegenzustellen, aber auch da-
rum, sie von vornherein vor dem Missversténdnis,
vor dem bloBen Verdacht zu schiitzen, sie kénn-
ten einer politischen Einflussnahme gegeniiber
offen sein.

Ich will zum Schluss kommen. Mit lhrem Ent-
schlieRBungsantrag, liebe Kolleginnen und Kollegen
von der SPD und von den Griinen, den Sie heute
mit dem Titel "Instrumente des modernen Dienst-
rechts nutzen” einbringen, geht es lhnen nicht um
Fortschrittlichkeit in unserem Lande. Mit dieser
Pseudomodernitédt wollen Sie vielmehr auf abseh-
bare Zeit die Entpolitisierung der Generalstaats-
anwalte verhindern.

(Beifall bei der F.D.P. und bei einzelnen
Abgeordneten der CDU - Edgar Moron
[SPDI: Glauben Sie den Quatsch eigentlich,
den Sie da erzdhlen?)

Sie wissen genau, Herr Moron - ebenso wie Herr
Minister Dr. Behrens -, dass man die Leiter der
Staatsanwaltschaften seinerzeit bei dem Dienst-
rechtsdnderungsgesetz aus guten Grinden aus
dem Katalog derjenigen Fiihrungskrafte herausge-
lassen hat, denen das Amt zundchst auf Probe fiir
zweimal finf Jahre ibertragen wird.

(Beifall bei einzelnen Abgeordneten der
F.D.P.)

Das haben wir hier im Parlament hinlanglich dis-
kutiert. Jetzt aber halten Sie uns vor, wir wirden
etwas Unmodernes machen, etwas von gestern.
Dabei sind Sie die ewig Gestrigen,

{Beifall bei einzelnen Abgeordneten der
F.D.P.)

die jetzt auf diese Weise versuchten, das Rad
zur(ickzudrehen. So kénnen wir diesem Problem
aber nicht gerecht werden.

thnen geht es mit der von lhnen angezettelten
Diskussion (ber die Dienstrechtsanderung nur
darum, einen Nebenkriegsschauplatz zu eréffnen,
um davon abzulenken, dass Sie eigentlich die
Entpolitisierung der Generalstaatsanwalte verhin-
dern wollen. Genau in die Richtung passt auch
das, was Herr Sichau sagt; denn auch jedem sei-
ner Séatze ist herauszuhdren, auch die Staatsan-
walte héatten sich dem Primat der Politik unter-
zuordnen. Das kann in einem liberalen Rechts-
staat nicht richtig sein.

(Beifall bei der F.D.P. und bei einzelnen
Abgeordneten der CDU)

Frau Herrmann, mich hat schon ein wenig ent-
setzt, dass Sie nunmehr auch noch die Richter
einbeziehen wollen. Ein Blick ins Grundgesetz
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(Jan Séffing [F.D.P.])

wirde da weiterhelfen. Sie wissen, dass die Rich-
ter unabhéngig sind. Ich als Richter habe meine
Urteile bisher immer im Namen des Volkes ver-
kiindet.

(Beifall bei einzelnen Abgeordneten der
F.D.P. - Frank Baranowski [SPDI:Jetzt sind
Sie Abgeordneter!)

Ich bin nicht gewillt, meine Urteile demnéchst im
Namen des Volkes und der Regierung zu verk{in-
den.

{Beifall bei F.D.P. und CDU)

Prasident Ulrich Schmidt: Herr Kollege Biesen-
bach hatte sich noch einmal gemeldet. Ich erteile
ihm das Wort.

Peter Biesenbach™ (CDU): Frau Herrmann, es
muss lhnen richtig wehtun, heute erneut sagen
zu missen: Wir wirden ja gerne, aber wir kdnnen
nicht. - Ich frage mich - und bin da sicher nicht
der Einzige -, wie lange die Grinen das noch aus-
halten.

(Ewald Groth [GRUNE]; Die CDU hat nichts
verstanden!)

Aber, Herr Moron, die Zeit ist ja nicht mehr so
lange, bis wir den Wechsel kriegen.

(Heiterkeit bei der SPD - Zurufe von der
SPD)

- Ja, es wéare manchmal klug, mich ausreden zu
lassen. - Denn es war doch so, dass es Uberall
da, wo Herr Moron die Fraktionsfiihrung einer
SPD-Fraktion Glbernahm, anschlieRend eine andere
grof3e Mehrheit gab.

(Heiterkeit bei der CDU)

Also: Die Zeit warten wir gerne noch ab. Viel-
leicht sollten wir bei der néchsten Landtagswahl
einmal gucken, wie dann das Gesetz der Serie
hier eine andere Reihenfolge bringt.

(Beifall bei der CDU - Edgar Moron [SPDI:
Die absolute Mehrheit haben wir unter mei-
ner Fihrung gewonnen; noch nicht einmal
das wissen Siel - Heftiger Widerspruch bei
der SPD)

Das ist schon okay. Dann fragen wir, Herr Moron,
doch einmal alle Ihre Kollegen aus dem Erftkreis.
Die werden sicher genau Bescheid wissen.

(Horst Engel [F.D.P.]: Das war eine schwar-
ze Ampel! - Zurufe von der SPD)

Also: Wir warten auf das Gesetz der Serie und
freuen uns darauf; das haut hin.

Was mich heute hier gewundert hat, Herr Innen-
minister, war, dass Sie das Votum der Landes-
regierung abgegeben haben.

(Frank Baranowski [SPD]. Dienstrecht! -
Minister Dr. Fritz Behrens: Beamtenrecht!)

- Ja, véllig klar, das hadngt mit dem Beamtenrecht
zusammen. - Aber ich gehe auch davon aus, dass
wir von threm Nachbarn wahrscheinlich eine et-
was andere Haltung erlebt hatten.

(Minister Dr. Fritz Behrens: Das kdnnen Sie
gleich héren, warten Sie es ab!)

- Ja, jetzt kann er nicht anders. - Aber ich gehe
davon aus, dass Minister Dieckmann sicher an-
ders dariiber denkt. Darauf lassen die Worte
schlieBen, die wir bisher von ihm gehdrt haben.

Wenn Sie uns auffordern, wir sollten in der De-
batte das Ansehen der Generalstaatsanwaélte
nicht gefahrden,

(Frank Baranowski [SPD]: Sie machen das
stéandig!)

kann ich doch nur eines sagen: Was war denn der
Anlass daflir? Wer hat denn drei Tage vor der
Landtagswahl in diesem Parforceritt dafiir ge-
sorgt, dass wir in einer Klarheit, die selten ist,
von einem Landgericht bescheinigt bekommen,

(Frank Baranowski [SPD]: Und das Amts-
gericht?)

wie grob fahrlassig und wie sachlich absolut
falsch hier vorgegangen worden ist? Wer hat
denn dafir gesorgt, dass in anderthalb Arbeits-
tagen in Berlin nachgebessert wurde, weil lhnen
selbst der Immunitatsausschuss um die Ohren
gehauen hat, dass nicht fachlich gearbeitet wor-
den ist? Sollen wir all die Fakten wieder aufzih-
len? Wir kdnnen die Diskussion gerne eréffnen.

© Landtag Nordrhein-Westfalen

(C)

(D)



(A)

(B)

Landtag
Nordrhein-Westfalen

25

825

29.09.2000
Plenarprotokoll 13/11

{Peter Biesenbach [CDU])

Ein bisschen Demut, meine Damen und Herren
von der SPD,

(Beifall bei der CDU)

ein bisschen Demut und Einsicht in die Fehler, die
gelaufen sind, die wiirden dieser Debatte guttun,

(Frank Baranowski [SPD]: Das miissen Sie
gerade sagen!)

und die wirden auch zeigen, dass bei lhnen wirk-
lich noch ein Nachdenken da ist. Aber die Hoff-
nung habe ich nach lhren Worten heute aufge-
geben.

{Beifall bei CDU und F.D.P.)

Prasident Ulrich Schmidt: Schénen Dank, Herr
Biesenbach. - Das Wort hat Herr Minister Dieck-
mann.

Jochen Dieckmann, Justizminister: Herr Prési-
dent! Meine Damen und Herren! Ich habe mich
gemeldet, um zum einen noch einige Worte an die
Adresse von Herrn Dr. Orth zu richten.

Lassen Sie mich zunachst sagen, dass ich Uber
die AuRerung des Bundesministers Schily sehr
ungliicklich bin. Ich halte das fUr problematisch,
was da gesagt worden ist, und weise jede Be-
firchtung, nordrhein-westfélische Staatsanwiélte
lieBen sich aus Richtung Berlin beeinflussen, zu-
rick.

(Beifall bei der SPD)

Ich glaube, das ist kein Widerspruch zu dem, was
bisher in der Debatte ausgefiihrt worden ist.

Zum Zweiten, Herr Dr. Orth, wére ich lhnen doch
sehr verbunden, wenn Sie sich als jemand, der
neu im Parlament ist, zunachst einmal das berich-
ten lassen wiirden, was ich dem Parlament schon
in Sachen SchleuBer vorgetragen habe. Ich finde
es nicht gut, aus verstdndlichem Nichtwissen
heraus wieder Dinge aufzurlihren, die ich hier
samt und sonders klar entkraftet habe. Ich bin
gerne bereit, das bilateral nachzuarbeiten. Wir
haben auch im Rechtsausschuss Zeit, das alles
noch zu diskutieren.

Ich denke, da werden wir, Herr Biesenbach, mit
Demut diskutieren. Das kennen Sie bei mir. Aber

wir sollten das auch mit Anstand machen. Den
habe ich heute bei lhnen vermisst,

(Beifall bei der SPD und Griinen)

weil Sie hier im Plenum in einer Form Zuspitzun-
gen vornehmen, zu denen Sie sich noch nicht
einmal im Rechtsausschuss verstanden haben.
Damit meine ich das, was Sie hier (iber das Ver-
fahren gesagt haben. Sie bringen in die Entschei-
dung des Landgerichts Kleve AuRerungen zum
Verschulden. Das finde ich ungeheuerlich, dass
Sie sich im Parlament AuRerungen des Gerichtes
zunutze machen und sie durch Begriffe wie "grob
fahrlassig" Giberhdhen. Davon ist an keiner Stelle
der Gerichtsentscheidung die Rede. So kann man
es nicht machen. Sie kdnnen sich ein bisschen an
dem orientieren, wie ich mit dem Landgericht
Kleve umgegangen bin; und das war nicht einfach
so.

lch wiederhole das, was ich am 29. Septem-
ber 1999 - Plenarprotokoll 12/126 - gesagt habe:
Ich bin offen. Ich brauche die Figur des politi-
schen Beamten flr die Wahrnehmung meiner Auf-
gabe als Justizminister nicht. Und ich habe da-
mals gesagt: Es wird eine andere Zeit sein - die
ist jetzt gekommen -, und es wird in einem gréRe-
ren Zusammenhang diskutiert werden miissen. -
Herr S6ffing, das bitte ich nachzulesen.

(Zuruf des Dr. Ingo Wolf [F.D.P.])

- Nein, Herr Dr. Wolf, ich habe damals gesagt,
wir haben eine neue Debatte. Wir hatten die
schon im September 1999 Uber die Frage, ob -
anders als in der Beamtenrechtsnovelle angelegt -
nicht auch vielleicht doch zum Teil die Angehori-
gen der Besoldungsgruppe R, die Behdrdenleiter
aus dem Kreis der Staatsanwaltschaft, wegen der
Ubergeordneten Zielsetzung in die Gruppe "Beam-
te auf Zeit" mit einzubeziehen sind. Diese Diskus-
sion ist nicht abgeschlossen. Da gibt es verschie-
dene Meinungen. Ich bin offen dafiir, diese Dis-
kussion in einem gréReren Zusammenhang zu
fihren. Das wird im Rechtsausschuss spannend
werden.

Nur eins wiirde ich gerne noch herausgreifen,
Herr Biesenbach - das steht noch auf meinem
Zettel -, das kann ich lhnen nicht ersparen: Las-
sen Sie sich einmal erklaren, wer fir die Beset-
zung von Staatsanwaltschaften zusténdig ist. Es
wird Sie beruhigen: Das ist immer noch der
Justizminister dieses Landes - daran werden wir
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{Minister Jochen Dieckmann)

weild Gott nichts dndern - und nicht der General-
staatsanwalt. Ehre, wem Ehre gebiihrt. Personal-
entscheidungen treffe immer noch ich

(Dr. Ingo Wolf [F.D.P.]: Das ist auch gut
sol)

und das Kabinett, soweit es dazu berufen ist.

(Beifall bei SPD, F.D.P. und GRUNEN)

Prasident Ulrich Schmidt: Vielen Dank, Herr
Dieckmann. - Weitere Wortmeldungen liegen mir
nicht vor. Ich schlieRe die Beratung.

Wir stimmen ab (iber die Uberweisung des Ge-
setzentwurfs Drucksache 13/196 (Neudruck) an
den Rechtsausschuss. Wer stimmt der Uberwei-
sung des Gesetzentwurfs zu? - Danke schon. Ge-
genprobe! - Stimmenthaltungen? - Das ist nicht
der Fall. Damit haben wir nach der ersten Lesung
einstimmig die Uberweisung des Gesetzentwurfs
beschlossen.

Die Abstimmung tiber die EntschlieBungsantrége
Drucksachen 13/224 und 13/230 erfolgt erst
nach Schlussabstimmung Gber den Gesetzent-
wurf.

Ich rufe auf:

9 JugendLeiterCard: Element zur Stéarkung
ehrenamtlichen Engagements

Antrag
der Fraktion der CDU
Drucksache 13/188

Ich erteile dem Kollegen Mahlberg flir die CDU-
Fraktion das Wort.

Thomas Mahlberg™” (CDU): Herr Préasident! Meine
Damen und Herren! Nach den schwierigen The-
men jetzt ein Thema, bei dem alle Fraktionen hier
im Hause Konsens haben. Das gleiche gilt sicher-
lich fir das Ministerium, denn ich habe bisher
noch keine anders lautenden AuRerungen tber die
JugendLeiterCard vernommen, die seit dem
16.12.1999 per Runderlass in der Diskussion ist.

Die JugendLeiterCard hat insbesondere zwei Auf-
gaben: Sie soll auf der einen Seite ein Qualifika-
tionsnachweis flr die Tatigkeit der Jugendlichen
und jungen Erwachsenen sein, sie soll aber auch -
das ist flr uns hier der interessantere Punkt - die
Stérkung des Ehrenamtes mit beschleunigen. Sie
soll praktisch zur 6ffentlichen Anerkennung eh-
renamtlichen Engagements fiihren. Die Verant-
wortlichen auf allen politischen Ebenen sind auf-
gerufen, dazu beizutragen.

Frau Ministerin Fischer, ich entnehme der letzten
Ausgabe des "Jugendhilfe-Reports” des Land-
schaftsverbandes Rheinland - 3/2000 -, dass das
teilweise auch geschehen ist. Wahrend die Kom-
munen insbesondere darliber nachdenken, in
Schwimmbé&dern, Museen und Theatern, also in
den Einrichtungen, die ihnen zur Verfligung ste-
hen, entsprechende Mdglichkeiten schaffen oder
teilweise schon geschaffen haben und der Land-
schaftsverband Rheinland entsprechende Be-
schllisse bezliglich der Kultureinrichtungen - freier
Eintritt in die Kultureinrichtungen - gefasst hat,
muss man leider sagen: Hier im Lande Nordrhein-
Westfalen, also auf Landesebene, bisher Fehlan-
zeige!

{Beifall bei der CDU)

Das ist, wie ich meine, umso gravierender, als
gerade die Kommunen auf ein deutliches Zeichen,
namlich eine einheitliche Regelung in Nordrhein-
Westfalen, warten.

Wir haben deshalb den vorliegenden Antrag als
Diskussionsgrundlage auf den Weg gebracht. Wir
werden im Ausschuss die Gelegenheit haben,
dariiber noch vertiefend zu beraten. Unser Forde-
rungskatalog ist nicht geschlossen, sondern kann
durchaus ergdnzt werden. Wir machen in dem
Antrag allerdings vier konkrete Vorschlage, die
eine Umsetzung verdient haben und die teilweise
bereits erprobt sind. Ich erinnere z. B. an die Be-
zuschussung der Bahncard. Es gibt ein entspre-
chendes Abkommen zwischen dem Land Baden-
Wirttemberg und der Deutschen Bahn AG, das
auch fur uns hier in Nordrhein-Westfalen rich-
tungsweisend sein kénnte.

Wir meinen, dass Jugendpolitik konkret sein
muss. Wenn wir es mit der Stérkung des Ehren-
amtes, mit der Starkung der JugendleiterCard
wirklich ernst meinen, muss jetzt ein deutliches
Zeichen erfolgen. Alle Verbande warten darauf.
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Verhandlungspunkte und Ergebnisse: Seite

2 Verfassungsgerichtliches Verfahren wegen der Beschwerde des Herrn
Dr. Seebald gegen die Wahlpriifungsentscheidung des Landtags vom
7. September 2000 1

VerfGH 31/00
Vorlage 13/169

3 Verfassungsgerichtliches Verfahren wegen der Beschwerde der Unabhiingi-
gen Biirger Nordrhein-Westfalen gegen die Wahlpriifungsentscheidung des
Landtags Nordrhein-Westfalen vom 7. September 2000 1

VerfGH 32/00
Vorlage 13/170

K offentlicher Teil mit TOP 1 siche APr 13/86
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Seite
4 Verfassungsgerichtliches Verfahren wegen der Beschwerde des Herrn
Manfred Wehrhahn gegen die Wahlpriifungsentscheidung des Landes
Nordrhein-Westfalen vom 7. September 2000 1

VerfGH 33/00
Vorlage 13/120

wn

Verfassungsgerichtliches Verfahren wegen der Beschwerde des Herrn
Hans H. Wendel gegen die Wahlpriifungsentscheidung des Landtags
Nordrhein-Westfalen vom 7. September 2000 1

VerfGH 34/00
Vorlage 13/184

6 Verfassungsgerichtliches Verfahren wegen der Beschwerde des Herrn
Friedrich Weber gegen die Wahlpriifungsentscheidung des Landtags
Nordrhein-Westfalen vom 7. September 2000 1

VerfGH 35/00
Vorlage 13/185

7 Verfassungsgerichtliches Verfahren wegen der Beschwerde des Herrn
Dr. Dieter Gutschke gegen die Wahlpriifungsentscheidung des Landtags
Nordrhein-Westfalen am 7. September 2000 2

VerfGH 38/00
Vorlage 13/190

Der Ausschuss empfiehlt dem Landtag, keine Stellungnahme
abzugeben.

© Landtag Nordrhein-Westfalen



29

Landtag Nordrhein-Westfalen - 111 - Ausschussprotokoll 13/87
Rechtsausschuss 25.10.2000
5. Sitzung (nichtdffentlicher Teil) ni-mj

Seite
8 Gesetz iiber die Feststellung eines Nachtrags zum Haushaltsplan des Lan-

des Nordrhein-Westfalen fiir das Haushaltsjahr 2000 (Nachtragshaushalts-
gesetz 2000) und Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des Gesetzes zur
Regelung der Zuweisungen des Landes Nordrhein-Westfalen an die Ge-
meinden und Gemeindeverbinde im Haushaltsjahr 2000 und zur Regelung
des interkommunalen Ausgleichs der finanziellen Beteiligung der Ge-
meinden am Solidarbeitrag zur Deutschen Einheit im Haushaltsjahr 2000
und zur Anderung anderer Vorschriften 2

Gesetzentwurf der Landesregierung
Drucksache 13/150

abschlieBende Beratung und Abstimmung gemaf Vereinbarung der Fraktionen

Der Ausschuss diskutiert kurz zu den Stichworten "Bau neuer
Justizvollzugsanstalten - VerduBerungserlse aus dem Verkauf
von Dienstwohnungen" und "zukiinftiger Abbau von Hilfs-
stellen zur Ubernahme gepriifter Anwirter"”.

Der Ausschuss billigt den Einzelplan 04 des Nachtragshaushal-
tes mit den Stimmen der Fraktionen von SPD, F.D.P. und
Biindnis 90/Die Griinen gegen die Stimmen der CDU-Fraktion.

9 Bericht des Sonderbeauftragten fiir Sicherheitsfragen im Justizvollzug
NRW ("Manteuffel-Kommission") 3

- Bericht des Justizministers
- Bericht des Staatssekretars

- langere Diskussion, in deren Verlauf die Opposition
kritisiert, dass der Bericht zu allgemein gehalten sei.
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10 Gesetz zur Entpolitisierung der Generalstaatsanwaltschaft 11

Gesetzentwurf der Fraktion der F.D.P.
Drucksache 13/196 - Neudruck -

EntschlieBungsantrag der Fraktion der SPD und
der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
Drucksache 13/230

EntschlieBungsantrag der Fraktion der CDU
Drucksache 13/224

Vorsitzender Dr. Robert Orth stellt als Ergebnis der Diskussion
fest, dass der Gesetzentwurf einschlieBlich der fiir das Plenum
formulierten Empfehlung zunéchst an den Innenausschuss wei-
tergegeben werden solle mit der Bitte, sich zligig mit der Mate-
rie zu befassen. - Einstimmig verstindigt sich der Rechtsaus-
schuss darauf, kein Votum zu den EntschlieBungsantragen ab-
zugeben.

11 Situation des gerichtlichen Sachverstindigenwesens unter anderem im
Hinblick auf die derzeit geltenden Entschiidigungssétze 15

- Bericht des Justizministers

- kurze Diskussion

12 Neubau der JVA Willich IT 17

- Bericht eines Mitarbeiters des Justizministeriums

- Diskussion mit dem Schwerpunkt "Architektenwettbe-
werb"”
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Herr Manteuffel natiirlich nicht jede Anstalt Stein fiir Stein und Gitter fiir Gitter gepriift, denn
um einen solch immensen Aufwand zu bewiltigen hitte es der Einschaltung eines externen
Gutachters bedurft. Es handele sich vielmehr nicht um eine Komplettuntersuchung, sondern
bewusst um eine Bestandsaufnahme aus dem laufenden Betrieb heraus; zu verstehen auch als
Signal an die Anstalten, dass Ministerium und Minister sich um die Situation kiimmerten. Die
nur fiir den internen Gebrauch dabei aufgelisteten Daten eigneten sich im Ubrigen auch
deshalb nicht fiir eine 6ffentliche Diskussion, weil sie vollig undifferenziert lediglich Merk-
posten fiir die Verwaltung lieferten wie "Dachrinne reparieren, Bewegungsmelder iber-
priifen” etc. Daraus einen Bericht zu verfassen, der diese Angaben in ein groBes Ganzes
einbette und bewerte, nihme mehrere Jahre in Anspruch.

10 Gesetz zur Entpolitisierung der Generalstaatsanwaltschaft

Gesetzentwurf der Fraktion der F.D.P.
Drucksache 13/196 - Neudruck -

EntschlieBungsantrag der Fraktion der SPD und
der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
Drucksache 13/230

EntschlieBungsantrag der Fraktion der CDU
Drucksache 13/224

Vorsitzender Dr. Robert Orth berichtet, der Gesetzentwurf der F.D.P.-Fraktion sei im
Landtag am 29. September 2000 zur Beratung an den Rechtsausschuss liberwiesen worden;
heute solle zum erstenmal unter Einbeziehung der beiden EntschlieBungsantrdge dariiber
beraten werden.

Jan Soffing (F.D.P.) vertritt die Auffassung seiner Fraktion, wonach die Staatsanwaltschaft
und somit auch der Generalstaatsanwalt als Behordenleiter ein unabhédngiges Organ der
Rechtspflege darstelle. Ein solches unabhingiges Organ der Rechtspflege sei allerdings
unvereinbar mit der Figur des politischen Beamten. Losgeldst von dem aktuellen politischen
Geschehen fordere die F.D.P. in ihren Wahlprogrammen schon seit langem - in den bisher
gefiihrten Debatten finde sich auch kein gegen diesen Vorschlag sprechendes Argument - den
Verzicht auf den Status "politischer Beamter", sprich: den Ubergang zu dem Status des
Laufbahnbeamten. Der "politische Beamte" entspringe tradierten Vorstellungen, die sich nicht
mit der heutigen Vorstellung von einer in Nordrhein-Westfalen gewollten Justiz verkniipfen
lieflen.

Der Gegenstand der EntschlieBungsantridge habe nichts mit der eigentlichen Forderung der
F.D.P. zu tun; dies bitte er zu beriicksichtigen.
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Die Koalitionsfraktionen verfolgten das Ziel, fiihrt Frank Sichau (SPD) aus, einer Person das
Amt eines Generalstaatsanwalts als ein Amt mit leitender Funktion zunichst auf Zeit - zwei
Amtszeiten zu je finf Jahren - zu tibertragen, um die Fiihrungsqualitit zu gewahrleisten. Dies
bediirfe jedoch einer Anderung des Beamtenrechtsrahmengesetzes, welche abgewartet werden
miisse.

Da ungewiss sei, wie lange das entsprechende Gesetzgebungsverfahren auf Bundesebene
dauere, beabsichtigten die Koalitionsfraktionen, um die Ernsthaftigkeit ihres Anliegens zu
verdeutlichen, einen Zwischenschritt, ndmlich im fiir die beamtenrechtliche Gesetzgebung
federfiihrenden Innenausschuss einen Anderungsantrag zu dem F.D.P.-Gesetzentwurf
einzubringen.

Denn es fehle in dem F.D.P.-Gesetzentwurf ein Verweis darauf, was bei Streichung der Nr. 5
des § 38 Abs. 1 LBG aus Nr. 6 werde. Des Weiteren solle das Gesetz nach dem Willen der
Koalitionsfraktionen nicht am Tage nach der Verkiindung, sondern zum Ersten des Monats,
der auf die Verkiindung folge, in Kraft treten. Und schlieBlich bediirfe eine solche Gesetzes-
idnderung auch einer anderen Begriindung als der im vorliegenden Gesetzentwurf nieder-
geschriebenen.

Die Koalig.ionsfraktionen plidierten wegen der im Innenausschuss zu fithrenden Diskussion
liber den Anderungsantrag von SPD und Griinen dafiir, als Rechtsausschuss keine Stellung-
nahme abzugeben.

Vorsitzender Dr. Roberth Orth erinnert noch einmal daran, dass der Gesetzentwurf dem
Rechtsausschuss - und nicht dem Innenausschuss - liberwiesen worden sei.

Hans-Willi Korfges (SPD) macht klar, dass seine Fraktion keinen Millimeter hinter die von
threm Fraktionsvorsitzenden Edgar Moron im Plenum vorgetragene Position zu dem Thema
zuriickgehen werde.

Fiir die Bedenken der SPD ob der Vergabe von Fithrungspositionen auf Lebenszeit und ihrem
Pladoyer, diese gegebenenfalls auf Zeit zu vergeben, sollte gerade die F.D.P. Verstindnis
aufbringen. Das Problem liege darin, dass sich die Hoffnung, die Situation in Nordrhein-
Westfalen durch beamtenrechtliche Gesetzesdnderungen auf Bundesebene beeinflussen zu
konnen, nicht erfiillt habe.

Wichtig sei zu betonen, dass die geplanten Gesetzesinderungen nicht aufgrund von Aktualita-
ten erfolgten; die Gefahr von Riickschliissen - wie im Plenum passiert - auf aktuelle Félle und
verdienstvolle Leute bestehe jedoch.

Peter Biesenbach (CDU) interpretiert seinen Vorredner dahin, die SPD-Fraktion unterstiitze
offenbar den Wunsch von F.D.P. und CDU, die Generalstaatsanwilte zu Laufbahnbeamten zu
machen. Diese erfreuliche Meinungsinderung hitte er nach den anderslautenden Aussagen im
Plenum nicht erwartet. Inhaltlich existierten ergo keine wesentlichen Differenzen mehr.
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Strittig bleibe also nur noch die verfahrensméfige Umsetzung: durch Behandlung des Themas
lediglich im Rechtsausschuss oder durch zusétzliche Einschaltung des Innenausschusses.

Das hier zu 16sende Problem des Status “politischer Beamter” in Bezug auf die Generalstaats-
anwilte liegt fiir Bernhard von Griinberg (SPD) nicht in einer etwaigen politischen Einfluss-
nahme auf den Generalstaatsanwalt als so genannten politischen Beamten - er habe nie in dem
Sinne als politischer Beamter fungiert wie die anderen in § 38 LBG genannten Amtsinhaber
-, sondern darin, dass ein politischer Beamter, lasse er Fiihrungsqualititen vermissen, mit den
entsprechenden finanziellen Belastungen fiir die Staatskasse nur in den einstweiligen Ruhe-
stand versetzt, nicht jedoch, wie ein Laufbahnbeamter, dem seine Fiihrungsaufgabe zunichst
auf Zeit libertragen werde, bei mangelder Qualifikation automatisch mit einer anderen
Funktion betraut werden diirfe.

Auch Frank Baranowski (SPD) spricht sich dafiir aus, diese Anderung des Landesbeamten-
gesetzes in dem fiir Beamtenrecht zustindigen Ausschuss fiir Innere Verwaltung und nicht im
Rechtsausschuss zu behandein. In dem Zusammenhang lieBen sich vielleicht weitere noch
anstehende Anderungen des LBG beschliefen.

Jan Soffing (F.D.P.) zeigt sich tiber die Einigkeit unter den Fraktionen erfreut, den General-
staatsanwalt aus dem Status des politischen Beamten herauszunehmen und ihn unter den
derzeitigen Gegebenheiten des Landesbeamtenrechts zu einem Laufbahnbeamten machen zu
wollen. - Uber den Aspekt, Fithrungspositionen wie die des Generalstaatsanwaltes oder die
des Leiters einer Staatsanwaltschaft auf Zeit zu vergeben, miisse in Zukunft gesondert disku-
tiert werden.

Wihrend die SPD-Fraktion zunichst eine Verkniipfung der beiden Novellierungen beabsich-
tigt habe, habe sich inzwischen herausgestellt, dass dies im Augenblick wegen der auf Bun-
desebene noch nicht erfolgten Anderung des Beamtenrechtsrahmengesetzes ausscheide, fiihrt
Hans-Willi Korfges (SPD) aus. Die Glaubwiirdigkeit in dieser Angelegenheit gebiete es
allerdings, jetzt dennoch den ersten Schritt zu tun; das im Vertrauen darauf, sich spiter auch
auf den zweiten einigen zu konnen. Denn werde immer wieder mangelnde berufliche Qualifi-
kation bei diversen Amitstrigern auf niedrigerer Ebene beklagt, so miisse die Forderung,
berufliche Qualifikation zur Vorraussetzung der Vergabe eines Amtes auf Lebenszeit zu
machen, besonders fiir Spitzenpositionen gelten.

Vorsitzender Dr. Robert Orth zitiert aus einem Plenarprotokoll:

"Wir stimmen ab iiber die Uberweisung des Gesetzentwurfs Drucksache 13/196
(Neudruck) an den Rechtsausschuss. ... Damit haben wir ... einstimmig die Uber-
weisung des Gesetzentwurfs beschlossen."
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Er schlage vor, eine Beschlussempfehlung an das Plenum unter dem Vorbehalt der Zu-
stimmung des Innenausschusses zu formulieren und diese dem Innenausschuss zuzuleiten. Der
Vorsitzende plidiert ferner dafiir, auf eine Empfehlung des Rechtsausschusses nicht zu
verzichten, und zwar aus zwei Griinden: das Plenum habe an den Rechtsausschuss iiberwie-
sen, und der Rechtsausschuss sei auch fachlich tangiert.

Frank Sichau (SPD) sieht insofern eine Aporie, als der Rechtsausschuss einen Auftrag
erhalten habe, fiir den er objektiv nicht zustiandig sei.

Aus Sicht des Vorsitzenden Dr. Robert Orth besteht kein Einwand gegen eine Empfehlung
des Rechtsausschusses in dem hier mehrmals geduBerten Sinne. Offen bleibe bisher der
Empféanger einer solchen Empfehlung.

Peter Biesenbach (CDU) spricht sich, so die SPD-Fraktion dies wiinsche, dafiir aus, den
Innenausschuss zu beteiligen, aber anschlieBend, entsprechend der Zuweisung des Plemuns an
den Rechtsausschuss, vonseiten des Rechtsausschusses eine Empfehlung an das Parlament zu
formulieren, anstatt erst ausschweifend und zeitaufwendig iiber die Zusténdigkeit zu diskutie-
ren.

Auf diese Weise wire es moglich, den Gesetzentwurf im Dezember abschliefend im Plenum
zu behandeln und das Inkrafttreten auf den 1. Januar festzulegen.

Die im F.D.P.-Gesetzentwurf enthaltene Begriindung kdnne so nicht beschlossen werden,
merkt Frank Baranowski (SPD) an. Seiner Meinung miisse man eine andere Begriindung
erarbeiten.

Vorsitzender Dr. Robert Orth regt an, in die Beschussempfehlung an das Plenum nur den
Gesetzeswortlaut aufzunehmen und ihm dariiber hinaus mitzuteilen, dass im Ausschuss tiber
die Begriindung unterschiedliche Auffassungen herrschten; jede einzelne Fraktion werde
ohnehin im Nachhinein die eigene Begriindung in den Vordergrund stellen wollen. - Dem
stimmt Peter Biesenbach (CDU) zu.

Jan Soffing (F.D.P.) bekriftigt die These, dass die geplanten Anderungen des LBG inhaltlich
den Innenausschuss tangierten; eine Beteiligung des Innenausschusses halte er fiir verniinftig.
Allerdings falle die grundsétzliche Entscheidung, ob ein Behdrdenleiter aus dem Bereich der
Justiz ein politischer Beamter sei oder nicht, in die Kompetenz des Rechtsausschusses, der
sich dazu eindeutig duflern sollte.
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Vorsitzender Dr. Robert Orth stellt als Ergebnis der Diskussion fest, dass der
Gesetzentwurf einschliellich der fiir das Plenum formulierten Empfehlung zunichst an
den Innenausschuss weitergegeben werden solle mit der Bitte, sich ziigig mit der
Materie zu befassen. - Einstimmig verstdndigt sich der Rechtsausschuss darauf, kein
Votum zu den EntschlieBungsantrigen abzugeben.

Situation des gerichtlichen Sachverstindigenwesens unter anderem im Hinblick
auf die derzeit geltenden Entschidigungssitze

Dazu trigt JM Jochen Dieckmann vor:

Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Die Entschiddigungen der Sachver-
stindigen, Dolmetscher und Ubersetzer, die von Gerichten und Staatsanwaltschaften
7zu Beweiszwecken herangezogen werden, ergeben sich aus dem Gesetz iiber die
Entschidigung von Zeugen und Sachverstiandigen.

Die Entschadigungssitze dieses Gesetzes sind zuletzt 1994 gedndert worden, und zwar
um durchschnittlich 30 % gegentiber der vorangegangenen Festlegung aus dem Jahre
1987. Der Satz, der einen Rahmen fiir die Entschddigung von Sachverstindigen
darstellt, reicht derzeitig von 50 DM bis 100 DM je Stunde und kann unter anderem
fiir Berufssachverstindige auf bis zu 150 DM je Stunde erhoht werden. Der Bundesge-
setzgeber, der dafiir zustindig ist, ist seinerzeit bei der Festlegung vor sechs Jahren
davon ausgegangen, dass damit den Anspriichen der Sachverstindigen auf eine an-
gemessene Entschddigung ausreichend Rechnung getragen werden kann.

In diesem Zusammenhang ist eine Entscheidung des Bundesverfassungsgerichtes aus
dem Jahre 1972 von Bedeutung, mit der Folgendes sehr deutlich gesagt worden ist:
Wenn die Normalentschiddigung dem Sachverstidndigen keinen vollen entgeltlichen
Ausgleich erbringen kann, ist es dennoch im Sinne des Gemeinwohls gerechtfertigt,
einen Ausgleich zwischen dem Interesse des Sachverstindigen an Entgelt und seiner
Arbeit fiir das Gemeinwohl vorzunehmen.

Die Justizministerkonferenz hat 1997 ihrer Konferenz der Kostenrechtsreferenten - das
ist eine Untergruppe - den Aufirag erteilt, das gesamte Justizkostenrecht grundlegend
zu vereinfachen. In diesem Zusammenhang ist man auch dabei, das Gesetz iiber die
Entschidigung von Zeugen und Sachverstidndigen unter Beriicksichtigung der ver-
anderten wirtschaftlichen Verhéltnisse zu iiberarbeiten. Es finden in sehr breiter Form
sowohl Diskussionen mit den Betroffenen - also den Vertretern von Handwerks-,
Industrie- und Handelstag - als auch mit Vertretern anderer Berufsgruppen statt.

Die Konferenz der Kostenrechtsreferenten hat der Justizministerkonferenz im
Mai 2000 - also vor wenigen Monaten - einen Zwischenbericht vorgelegt. In diesem
Bericht schligt sie - was die Sachverstindigenentschddigung angeht - vor, erstens das
Gesetz iiber die Entschadigung mit dem Gesetz iiber die Entschidigung der ehren-
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13/131
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Ausschuss fiir Innere Verwaltung und Verwaltungsstrukturreform

5. Sitzung (nichtoffentlicher Teil)”

30. November 2000

Diisseldorf - Haus des Landtags

13.30 Uhr bis 13.35 Uhr
14.45 Uhr bis 16.10 Uhr

Vorsitz:

Stenografin:

Klaus Stallmann (CDU)

Heike Niemeyer

Verhandlungspunkte und Ergebnisse:

Zur Tagesordnung

Der Ausschuss folgt dem Wunsch der SPD-Fraktion, den Ta-
gesordnungspunkt 14 "Personalpolitik bei der Bielefelder Poli-
zei" in Verbindung mit "Stand der Untersuchungen iiber die
Vorginge um den Polizeiprisidenten in Bielefeld" in offentli-

cher Sitzung zu behandeln.

Ferner erklért sich der Ausschuss auf Antrag der SPD-Fraktion
einverstanden, den Tagesordnungspunkt "Gesetzentwurf zur
Errichtung eines Sondervermogens 'Bau- und Liegenschafts-
betriecb NRW' und zum Erlass personalvertretungsrechtlicher
Regelungen, Drucksache 13/189" zusitzlich in die Tagesord-
nung aufzunehmen und in nicht6ffentlicher Sitzung zu beraten.

it offentlicher Teil mit dem Tagesordnungspunkt 1 s. APr 13/132
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5. Sitzung (nichtéffentlicher Teil)

Vor Eintritt in die Tagesordnung

a)

b)

Zahl der Tagesordnungspunkte

Der Ausschussvorsitzende weist auf die stark gestiegene Zahl
der Tagesordnungspunkte pro Sitzung hin und will unter dem
Gesichtspunkt, dass eine ordnungsgeméfe Behandlung im Rah-
men einer Nachmittagssitzung deshalb nicht mehr méglich ist,
insofern daraus Konsequenzen ziehen, als er zu Punkten, die
weder einen Gesetzentwurf noch einen vom Plenum tiberwiese-
nen Antrag betreffen, Berichte des Ministeriums anfordern will.

- Aus dem Ausschuss erhebt sich dagegen kein Widerspruch.

Gesetz zur Anderung der Verfassung fiir das Land Nordrhein-Westfalen und des
Gesetzes iiber das Verfahren bei Volksbegehren und Volksentscheid

Der Vorsitzende bittet die Fraktionen, ihre Anregungen in Be-
zug auf den Teilnehmerkreis und den Fragenkatalog {iber die
Obleute in die am 8. Méirz 2000 vom Hauptausschuss zu dem
Gesetzentwurf beabsichtigte Anhdrung einzubringen.

- Aus dem Ausschuss erhebt sich dagegen kein Widerspruch.

Vorhaben der Landesregierung im Bereich Inneres und Verwaltungs-
strukturreform in der laufenden Legislaturperiode (s. Anlage 1)

Der Ausschuss verstdndigt sich darauf, eventuelle Fragen in der
nichsten Sitzung zu behandeln.
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Seite

3 Gesetz zur Anderung der Verfassung fiir das Lend Nordrhein-Westfalen

o

Gesetzentwurf der Fraktion der CDU
Drucksache 13/288

in Verbindung damit:

Gesetz zur Anderung der Verfassung fiir das Land Nordrhein-Westfalen
- Verankerung des Tierschutzes in der Landesverfassung -

Gesetzentwurf der Frakiion der F.D.P.
Drucksache 13/326

Der Ausschuss wird kein Votum an den federfithrenden Haupt-
ausschuss abgeben.

4 Gesetz zur Anderung des Polizeigesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen
(PolG NW) 2

4

Gesetzentwurf der Fraktion der CDU
Drucksache 13/274

Nach kurzer Diskussion wird der Antrag mit den Stimmen der
Fraktionen von SPD, F.D.P. und Biindnis 90/Die Griinen ge-
gen die Stimmen der CDU-Fraktion abgelehnt.

5 Verfassungsschutzbericht (Zwischenbericht) des _andes Nordrhein-Westfalen fiir
das Jahr 2000 4

Vorlage 13/260

Im Mittelpunkt der kurzen Diskussion stehen die Stichworte
"PKK-Verbot" und "81-Punkte-Programm".
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6 Gesetz zur Forderung der Informationsfreiheit des Landes Nordrhein-Westfalen
(Nordrhein-Westfilisches Informationsfreiheitsgesetz - IFG) 5

Gesetzentwurf der Fraktion der CDU
Drucksache 13/321

Der Ausschuss verstidndigt sich darauf, am 15. Mérz eine 6f-
fentliche Anhorung durchzufiihren.

Die Fraktionen wollen dem Ausschussassistenten bis zum
15. Januar die Angaben {iber die von ihnen jeweils gewiinschten
Fragen und Sachverstindigen iibermitteln, damit der Ausschuss
dartiber in seiner Sitzung am 18. Januar beschliefen kann.

7 Gesetz zur Liberalisierung der Feuerbestattung 5

Gesetzentwurf der Fraktion der F.D.P.
Drucksache 13/300

Angesichts der Tatsache, dass der federfiihrende Ausschuss fiir
Arbeit, Gesundheit und Soziales seine Beratungen im Hinblick
auf einen im kommenden Jahr zu erwartenden Gesetzentwurf
der Landesregierung zum Bestattungsrecht zurtickgesiellt hat,
vertagt der Innenausschuss seine Beratungen ebenfalls.

8 Gesetz zur Entpolitisierung der Generalstaatsanwaltschaft 5

Gesetzentwurf der Fraktion der F.D.P.
Drucksachen 13/196 - Neudruck - 13/224 und 13/230
Vorlage 13/233

Der Ausschuss erklért sich mit den der Vorlage 13/233 zu ent-
nehmenden Anderungen und der Anderung des § 78 D Landes-
beamtengesetz - Stichwort: Altersteilzeit fiir Beamte - einver-
standen.
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6 Gesetz zur Forderung der Informationsfreiheit des Landes Nordrhein-Westfalen

(Nordrhein-westfilisches Informationsfreiheitsgesetz - IFG)

Gesetzentwurf der Fraktion der CDU
Drucksache 13/321

Der Ausschuss verstindigt sich darauf, am 15. Mirz eine 6ffentliche Anho-
rung durchzufiihren.

Die Fraktionen wollen dem Ausschussassistenten bis zum 15. Januar die
Angaben iiber die von ihnen jeweils gewiinschten Fragen und Sachverstindigen
iibermitteln, damit der Ausschuss dariiber in seiner Sitzung am 18. Januar
beschliefien kann.

7 Gesetz zur Liberalisierung der Feuerbestattung

Gesetzentwurf der Fraktion der F.D.P.
Drucksache 13/300

Angesichts der Tatsache, dass der federfiihrende Ausschuss fiir Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales seine Beratungen im Hinblick auf einen im kommenden
Jahr zu erwartenden Gesetzentwurf der Landesregierung zum Bestattungsrecht
zuriickgestellt hat, vertagt der Innenausschuss seine Beratungen ebenfalls.

8 Gesetz zur Entpolitisierung der Generalstaatsanwaltschaft

Gesetzentwurf der Fraktion der F.D.P.
Drucksachen 13/196 - Neudruck -, 13/224 und 13/230
Vorlage 13/233

Vorsitzender Klaus Stallmann erliutert mit Bezug auf die Vorlage 13/233, die Beauftragung
des Innenausschusses als fiir Beamten- und Besoldungsrecht zustédndigen Ausschusses durch
den Rechtsausschuss entbinde den Rechtsausschuss allerdings nicht davon, abschlieBend zu
entscheiden und an das Plenum zu berichten.
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Jiirgen Jentsch (S}’D) erldutert, die SPD-Fraktion habe die Gelegenheit genutzt, den Gesetz-
entwurf um eine Anderung des § 78 d Landesbeamtengesetz anzureichern, eine Regelung
namlich, die auch den Beamten dann das Recht auf Altersteilzeit einrdume.

Der Ausschuss erklirt sich mit den der Vorlage 13/233 zu entnehmenden
Anderungen und der Anderung des § 78 d Landesbeamtengesetz - Stichwort:
Altersteilzeit fiir Beamte - einverstanden.

9 Gesetz zur Stiarkung der Biirgerrechte in Riten, Kreistagen und Landschaftsver-
sammlungen

Gesetzentwurf der Fraktion der E.D.P.
Drucksache 13/197

Der Ausschuss vertagt die Beratung einvernehmlich, da der federfithrende
Ausschuss fiir Kommunalpolitik seine Beratungen am 18. Oktober ebenfalls,
und zwar um ein halbes Jahr, zuriickgestellt hat, um die im Friihjahr anstehen-
den Entscheidungen in zwei verwaltungsgerichtlichen Verfahren abzuwarten.

10 Pakt fiir mehr Sicherheit in NRW notwendig - MaBnahmeprogramm der Landes-
regierung erforderlich

Antrag der Fraktion der CDU
Drucksache 13/291

in Verbindung damit:

Sicheres NRW

EntschlieBungsantrag der Fraktion der SPD und
der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
Drucksache 13/358

Der Ausschuss vertagt die Beratung auf die erste Sitzung im Jahre 2001.
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Nordrhein-Westfalen 13/135
13. Wahiperiode 06.12.2000

Rechtsausschuss

7. Sitzung (nicht6ffentlich)
6. Dezember 2000
Diisseldorf - Haus des Landtags

9.00 Uhr bis 9.05 Ubhr

Vorsitz: Dr. Robert Orth (F.D.P.)
Stenografin: Heike Niemeyer
Verhandlungspunkt und Ergebnis:

Gesetz zur Entpolitisierung der Generalstaatsanwaltschaft

Gesetzentwurf der Fraktion der F.D.P.
Drucksache 13/196 (Neudruck)

Der Ausschuss empfiehlt dem Plenum mit den Stimmen aller Fraktionen die Annahme
des Gesetzentwurfes in der der Tischvorlage zu entnehmenden gednderten Fassung.
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Aus der Diskussion

Gesetz zur Entpolitisierung der Generalstaatsanwaltschaft

Gesetzentwurf der Fraktion der F.D.P.
Drucksache 13/196 (Neudruck)

Der Vorsitzende erinnert an die Weiterreichung des Gesetzentwurfs durch den Rechtsaus-
schuss an den Ausschuss fiir Innere Verwaltung und Verwaltungsstrukturreform am
25. Oktober mit der Bitte, ihn zu beraten und dem Landtag eine abschlieBende Beschluss-
empfehlung zuzuleiten. Aus der Vorlage 13/294 ergebe sich, dass der Ausschuss fiir Innere
Verwaltung und Verwaltungsstrukturreform iiber den Gesetzentwurf sowie iiber einen Ande-
rungsantrag der Koalitionsfraktionen diskutiert und den Gesetzentwurf einschlieflich der
Anderungsantrige an den Rechtsausschuss iiberwiesen habe. Da die Gegeniiberstellung des
Gesetzentwurfs der F.D.P.-Fraktion und des Beschlusses des Innenausschusses in der
Vorlage 13/294 einen Fehler enthalte, miisse die korrekte Form der soeben verteilten Tisch-
vorlage entnommen werden (s. Anlage).

Der Rechtsausschuss sei nunmehr aufgefordert, die Auffassung des Innenausschusses zu
bestdtigen und eine entsprechende Beschlussempfehlung an den Landtag zu formulieren.

Der Ausschuss empfiehlt dem Plenum mit den Stimmen aller Fraktionen die Annahme
des Gesetzentwurfes in der der Tischvorlage zu entnehmenden gednderten Fassung.

gez. Dr. Orth
Vorsitzender

Anlage
j0/12.12.2000/13.12.2000

195
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Tischvorlage

Gegeniiberstellung

Gesetzentwurf der Fraktion der F.D.P.

Gesetz zur Entpolitisierung der General-
staatsanwaltschaft

Artikel 1

Das Beamtengesetz fir das Land
Nordrhein-Westfalen-Westfalen {Landes-
beamtengesetz) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 1. Mai 1981 (GV.
NW. S. 231), zuletzt geédndert durch
Gesetz vom 14. Dezember 1999 (GV.
NW. S. 670), wird wie folgt geéndert:

§ 38 Abs. 1 Nr. 5 wird aufgehoben.

Beschliisse des Ausschusses

'_Agderung des Landesbeamtengesetzes

Artikel 1

Das Beamtengesetz flir das Land
Nordrhein-Westfalen-Westfalen (Landes-
beamtengesetz) in der Fassung der Be-

* kanntmachung vom 1. Mai 1981 (GV.
NW. S. 231), zuletzt geédndert durch
Gesetz vom 14. Dezember 1999 (GV.
NW. S. 670), wird wie folgt gedndert:

1. In Abs 1 wird Nr. estrichen
die bisherige Nr. 6 wird Nr, 5.

2. "8 78; d erhidlt folgende Fassung:

(1) Beamten mit Dienstbez{igen kann
auf Antrag, der sich auf die Zeit bis
zum Beginn des Ruhestandes ei-
strecken muss, Teilzeitbeschéftigung
als Altersteilzeit mit_der Halfte der in
den letzten fiinf Jahren vor Beginn
der Altersteilzeit durchschnittlich zu
leistenden Arbeitszeit bewilligt wer-
den, wenn

1. der Beamte das fiinfundfiinfzigste
Lebensjahr vollendet hat,
2. die Altersteilzeitbeschéftigung vor

dem 1. Januar 2010 beqginnt und
ringende dienstliche Belange

nicht entgegenstehen.

Ergeben sich bei der Ermittlung des
zeitlichen Umfangs der Altersteilzeit-
heschiftigung Stundenbruchteile,
kénnen dies f volle Stunden auf-

gerundet werden, sofern personal-

wirtschaftliche Belange dies erfor-
. § 7 Abs. 2 und lten
entsprechend.
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(2) Altersteilzeit kann auch in der
Weise bewilligt werden, dass der
Beamte die bis zum Beginn des Ru-
hestandes zu erbringende Dienst-
leistung vollstdndig vorab leistet und
anschlieRend voll vom Dienst frei-
estellt wird (Blockmodell). Alters-
teilzeitbeschiftigung mit weniger als’
der Halfte der regelmaRigen Arbeits--
zeit soll nur im Blockmodell bewilligt
werden; im r Beamte in
der Phase der vorab zu erbringenden

Dienstleistung mit mindestens der
Hélfte der regelmalRigen Arbeitszeit

im Fall des a Abs. 3 im Um-

fang der bisherigen Teilzeitbeschafti-
gung, Dienst leisten.

(3) Die oberste Dienstbehdérde kann
von der Anwendung der Vorschrift
ganz absehe oder sie auf bestimmte
Verwaltungsbereiche oder Beamten-
ar en hranken. Die oberste
Dienstbehdrde kann auch allgemein

oder fiir bestimmte Verwaltungs-
bereiche oder Beamtengru n vor-

schreiben, dass

1. Altersteilzeit nur im Blockmodell
bewilligt werden darf oder

2. die Aliersteilzeitbeschaftigung mit
bis zu 60 vom Hundert der nach
Absatz 1 maRgeblichen bisheri-
gen Arbeitszeit zu leisten ist, so-

fern_personalwirtschaftliche Be-
lange dies erfordern. .

(4) Wéhrend der Zeit giner-unterhalf-
tigen Altersteilzeitbeschéftigung be-

steht Anspruch auf Leistungen der
Krankenflirsorge in_entsprechender -

Anwendung der Beihilferegelungen

fiir Beamte mit Dienstbezligen.”
Artikel 2 , Artikel 2
Inkrafttreten N In;Kraft-Treten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2001
Verklindung in Kraft. in Kraft. _
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Bericht

Der Gesetzentwurf der Fraktion der F.D.P., Drucksache 13/196 - Neudruck -, wurde
nach der 1. Lesung vom Landtag am 29. September 2000 an den Rechtsausschuss
_ Uberwiesen. Der Rechtsausschuss hat in seiner Sitzung am 25. Oktober 2000 (ber
den Gesetzentwurf erstmalig beraten. Obwohl sich alle Fraktionen einstimmig fiir eine
Anderung des Beamtengesetzes im Sinne des Gesetzentwurfs ausgesprochen haben,
waren ebenfalls alle Fraktionen der Ansicht, eine endgliltige Beratung und Beschluss-
fassung an den Landtag solle vom Ausschuss fur Innere Verwaltung und Verwaltungs-
strukturreform erfolgen. Die Ursache hierfir liegt darin begriindet, dass Anderungen
am Beamtengesetz bislang immer durch den Ausschuss flr Innere Verwaltung und
Verwaltungsstrukturreform federfiihrend beraten wurden. Daher hat der Rechtsaus-
schuss den Ausschuss fir Innere Verwaltung und Verwaltungsstrukturreform mit der
Bitte angeschrieben, den Gesetzentwurf moglichst abschlieBend zu beraten und eine
Beschlussempfehlung an den Landtag zu fassen.

Der Ausschuss fiir Innere Verwaltung und Verwaltungsstrukturreform hat den Gesetz-
entwurf am 30. November 2000 beraten. Zur Beratung legten die Fraktionen von SPD
und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN einen gemeinsamen Anderungsantrag vor. Die darin
vorgeschlagenen Anderungen des Landesbeamtengesetzes wurden nach kurzer
Beratung vom Ausschuss fir Innere Verwaltung und Verwaltungsstrukturreform
einstimmig beschlossen. Da die abschlie3ende Beratung und Berichterstattung zur
2. Lesung im Landtag nur durch den Ausschuss erfolgen kann, an den der Gesetz-
entwurf (berwiesen wurde, hat der Ausschuss fir [nnere Verwaltung und Verwal-
" tungsstrukturreform den Rechtsausschuss gebeten, in abschlieBender Beratung und
Abstimmung die vom Ausschuss fiir Innere Verwaltung und Verwaltungsstrukturre-
form beschlossenen Anderungen zu {ibernehmen und dem Landtag gemaR Geschéfts-
ordnung Bericht zu erstatten.

Der Rechtsausschuss hat daraufhin am 6. Dezember 2000 seine abschlieRende
Beratung und 'Abstimmung zu dem Gesetzentwurf einschlieRlich der aus der Anlage
ersichtlichen Anderungen durchgefiihrt.

Der Gesetzentwurf der Fraktion der F.D.P., Drucksache 13/196 - Neudruck -, - Gesetz

zur Entpolitisierung der Generalstaatsanwaltschaft - wurde einstimmig mit den Stim-
men aller Fraktionen mit den aus der Anlage ersichtlichen Anderungen angenommen.

Dr. Robert Orth
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Drucksache 13/476

Anlage

Gegeniberstellung

Gesetzentwurf der Fraktion der F.D.P.

Gesetz zur Entpolitisierung der General-
staatsanwaltschaft

Artikel 1

Das Beamtengesetz fir das Land
Nordrhein-Westfalen-Westfalen (Landes-
beamtengesetz) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 1. Mai 1981 (GV.
NW. S. 231), zuletzt gedndert durch Ge-
- setz vom 14. Dezember 1999 (GV. NW.
S. 670), wird wie folgt geédndert:

§ 38 Abs. 1 Nr. 5 wird aufgehoben.

Beschliisse des Rechtsausschusses

Gesetz zur l"\nderung des Landesbeam-
tengesetzes

Artikel 1

Das Beamtengesetz fur das Land
Nordrhein-Westfalen-Westfalen (Landes-
beamtengesetz} in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 1. Mai 1981 (GV.
NW. S. 231), zuletzt geédndert durch Ge-
setz vom 14. Dezember 1999 (GV. NW.
S. 670), wird wie folgt gedndert:

1. In § 38 Abs 1 wird Nr. 5 gestrichen,
die bisherige Nr. 6 wird Nr. 5.

2. "8& 78 d erhalt folgende Fassung:

{1) Beamten mit_Dienstbeziigen kann
auf Antrag, der sich auf die Zeit bis
zum Beginn des Ruhestandes erstrek-
ken_muss, Teilzeitbeschéftigung als
Altersteilzeit mit_ der Halfte der in den
letzten fUnf Jahren vor Beginn_der
Altersteilzeit durchschnittlich zu lei-
stenden Arbeitszeit bewilligt werden,

wenn

1. der Beamte das fiinfundfiinfzigste
Lebensjahr vollendet hat,

2. die Altersteilzeitbeschaftigung vor
dem 1. Januar 2010 beginnt und

3. dringende dienstliche Belange nicht
entgegenstehen.

Ergeben sich bei der Ermittlung_des
zeitlichen Umfangs der Altersteilzeit-
beschéaftigung  Stundenbruchteile,
kénnen diese auf volle Stunden auf-
gerundet werden, sofern personal-

wirtschaftliche Belange dies er-
fordern. § 78 b Abs. 2 und elten
entsprechend.
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Artikel 2

" Inkrafttreten
Dieses Gesetz tritt am Tage nach der
Verkiindung in Kraft.

{2) Altersteilzeit kann auch in der
Weise bewilligt werden, dass der Be-
amte die bis zum Beginn des Ruhe-
standes _zu erbringende Dienstleistung
vollstdndig vorab leistet und_anschlie-
Rend voll vom Dienst freigestellt wird
(Blockmodell). Altersteilzeitbeschafti-
gung mit weniger als der Halfte der
regelmaRigen_ Arbejtszeit _soll nur im
Blockmodell bewilligt werden; dabei

uss der B e in d h er
vorab zu erbringenden Dienstleistung
mit_mindestens der Hélfte der regel-
maRigen Arbeitszeit, im Fall des § 85

a Abs. im Umfang der bisherigen
Teilzeitbeschaftigung, Dienst leisten.

3) Die oberste Dienstbehérde kan
von der Anwendung der Vorschrift
ganz absehe oder sie auf bestimmte
Verwaltungsbereiche oder Beamten-
gruppen_beschrénken. Die oberste
Dienstbehérde kann auch allgemein
oder flir bestimmte Verwaltungsberei-

che oder Beamtengruppen vorschrei-

ben, dass

1. Altersteilzeit nur _im_Blockmodell
bewilligt werden_darf oder

2, die Altersteilzeitbeschaftigung mit
bis zu 60 vom Hundert der nach

Absatz 1 mal3geblichen bisherigen
Arbeitszeit zu leisten ist, sofern

personalwirtschaftliche  Belange
dies erfordern.

{4) Wahrend der Zeit einer unterhalfti-

gen__Altersteilzeitbeschéftigung be-
steht Anspruch auf lLeistungen der

Krankenfiirsorge in entsprechender
Anwendung der Beihilferegelungen

fiir Beamte mit Dienstbezligen."

Artikel 2

In-Kraft-Treten
Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2001 in
Kraft.
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Entschuldigt waren fiir den 06.12.2000:

Regierung: Detlev Samland, Minister fir Bundes-
und Europaangelegenheiten

Ernst Schwanhold, Minister far Wirtschaft

und Mittelstand, Energie und Verkehr (ab 15.00 Uhr)
SPD: Anke Brunn (bis 12.00 Uhr)

Gabriele Gorcitza

Manfred Hemmer {bis 12.00 Uhr)

Hildegard NieRRen

Norbert Riither (ab 14.00 Uhr)

Gabriele Sikora

CDU: Franz-Josef Britz
Hans Peter Lindlar (ab 13.00 Uhr)
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{Ministerprasident Wolfgang Clement)

Wir gehen noch sehr viel weiter: Tatsachlich fin-
det das auch anders statt. Beispielsweise wiéren
die Intendanten Stolte und Pleitgen bereit - ich
habe ja mit ihnen gesprochen -, jedes Jahr vor
dem Ausschuss oder vor dem Landtag plenar
oder in Ausschiissen ganz normal zu berichten.
Was spricht dagegen? - Sie wi(irden berichten,
warum und wie sich ihre Einnahmen- und Aus-
gabensituation so entwickelt, wie sich die Wer-
bung entwickelt und welche Konsequenzen sich
aus ihrer Sicht daraus ergeben. Das haite ich fir
das normalste Verfahren der Welt.

Sie haben als Parlament selbstverstandlich einen
Anspruch darauf. Das ist der Weg, der jetzt ge-
sucht wird. Wie Sie wissen, suchen wir nach ei-
ner Ergdnzung des Staatsvertrages, um Uber die-
se akute Situation - ich nenne sie einmal so - hin-
wegzukommen, die sich aus dem ergibt, was sich
in Sachsen abspielt.

Da lautet meine Bitte, dass dem zugestimmt wird.
Ich bin sehr dankbar dafir, wie damit umgegan-
gen wird, und ich hoffe, dass wir Uber diese Hur-
de kommen. Ich bin einverstanden damit, dass
dartber in der Zukunft weiterhin diskutiert wird
und darliber, ob wir das Verfahren auf irgendeine
Weise verbessern konnen.

Die Entscheidung des Bundesverfassungsgerich-
tes beinhaltet, dass uns eine Anderung in der Sa-
che nicht moglich ist. Es erlaubt uns eine andere
Entscheidung nur unter ganz engen Vorausset-
zungen, die nach meiner Meinung nirgendwo vor-
liegen und nicht erreicht werden. Das ist das Pro-
blem.

Herr Kollege Grill, Sie haben es jetzt leicht zu
sagen, dass Sie nicht zustimmen werden, weil
Sie davon ausgehen, dass eine Mehrheit ohnedies
zustande kommt. Das ist lhr gutes Recht. Gut
ware, wir wiirden hier signalisieren, dass wir den
Rundfunkstaatsvertrag fir notwendig halten. Wir
mussen nicht jeden Schritt flr verniinftig halten;
das sind Kompromisse, wie Sie wissen. Wir brau-
chen da die Einstimmigkeit. Es waére positiv,
wenn Sie diesem Rundfunkstaatsvertrag auch
unter den Einschréankungen, die wir alle machen -
ich kenne niemanden, der dies nicht so sieht -,
zustimmen wdrden. Es gibt auch keinen Grund,
irgendjemandem irgendwelche Vorwiirfe zu ma-
chen. Wir sollten vielmehr weiterhin Gberlegen,
wie man das Verfahren so gestalten, dass es ei-
nes Parlamentes wirdig ist.

Wenn wir Ministerprasidenten dann dabei auch
ein bisschen mehr Gliick haben und etwas mehr
Rechte bekommen, wére das auch gut. Wir dir-
fen ndmlich genauso wenig wie Sie. Wir verhan-
deln den Staatsvertrag aus; das stimmt. Aber die
Gebihrenfestsetzung erfolgt durch die KEF und
wird von uns wie von einem Notar an das Parla-
ment weitergegeben, und Sie sollen desgleichen
tun.

Ich bitte um Versténdnis, dass ich dies so geschil-
dert habe, aber es ist die schlichte Lage, wie sie
ist. Ungeachtet dieser gravierenden Bedenken, die
wir sehr ernst nehmen - ich habe dies von Anfang
an in den einzelnen Beratungen gesagt -, bitte ich
Sie, diesem Staatsvertrag zuzustimmen. Wir wol-
len eine Anderung des Staatsvertrages vorneh-
men, die den Bedenken Rechnung zu tragen ver-
sucht. Dies wird meiner Meinung nach noch nicht
in ausreichender Form erfolgen, aber vielleicht
werden wir bis zur ndchsten Runde einen Weg
finden, der das noch besser und handhabbarer
macht. - Ich danke lhnen sehr fur lhre Aufmerk-
samkeit.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprdsident Jan Soffing: Vielen Dank, Herr Mi-
nisterprasident. - Weitere Wortmeldungen liegen
nicht vor. Ich schlieBe damit die Beratung zu die-
sem Tagesordnungspunkt.

Wir kommen jetzt zur Abstimmung Uiber die Emp-
fehlung des  Hauptausschusses  Drucksa-
che 13/432, dem Gesetzentwurf Drucksa-
che 13/176 zuzustimmen. Ich bitte um das Hand-
zeichen, wer zustimmt. - Wer stimmt dagegen? -
Wer enthaélt sich? Damit ist die Beschlussempfeh-
lung angenommen und der Gesetzentwurf in
zweiter Lesung mit den Stimmen von SPD, CDU
und Bindnis 90/Die Griinen gegen die Stimmen
der F.D.P. verabschiedet.

Ich rufe auf:

9 Gesetz zur Entpolitisierung der Generalstaats-
anwaltschaft

Gesetzentwurf
der Fraktion der F.D.P.
Drucksache 13/196 (Neudruck)
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{Vizeprasident Jan Soffing)

Beschlussempfehlung und Bericht
des Rechtsausschusses
Drucksache 13/476

zweite Lesung

Des Weiteren verweise ich auf den Ent-
schlieBungsantrag der Fraktion der CDU Drucksa-
che 13/224 und den EntschlieBungsantrag der
Fraktion der SPD und der Fraktion Biindnis 90/Die
Grinen Drucksache 13/230.

Ich erdffne die Beratung und erteile zunéchst
Herrn Kollegen Jentsch von der SPD-Fraktion das
Wort.

Jirgen Jentsch (SPD): Herr Prasident! Meine Da-
men und Herren! Zu spater Stunde kommt jetzt
der letzte Tagesordnungspunkt. Ich mache es
auch kurz. Nach Einstimmigkeit im Rechtsaus-
schuss und nach Einstimmigkeit im Ausschuss fir
Innere Verwaltung und Verwaltungsstrukturre-
form konnen wir es hier auch, denke ich, kurz
machen.

Mit diesem Gesetz wird ein erster, wenn auch
zaghafter Schritt in Richtung eines modernen
Dienstrechts unternommen. Aber es ist eben ein
Anfang, wenn kiinftig Generalstaatsanwalte keine
politischen Beamten mehr sein werden. Damit
- so denke ich - ist auch die CDU-EntschlieBung
erledigt.

Aber wir wollen ja mehr. Ich gehe davon aus,
dass Sie das auch wollen. Wir wollen insgesamt
nur noch Fihrungspositionen auf Zeit, und zwar
auch fir zuklinftige Generalstaatsanwaélte. Das
geht zurzeit noch nicht. Deswegen wollen wir
den Bundesgesetzgeber auffordern, eine entspre-
chende Gesetzesanderung herbeizufihren. Des-
wegen legen wir hier unsere EntschlieRung vor.

Meine Damen und Herren, mit diesem Gesetz
wollen wir aber auch die Teilzeitregelung der Ta-
rifbeschaftigten auf die Beamten ubertragen.
Auch dafir bitten wir um Zustimmung. - Herzli-
chen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasident Jan Sdffing: Vielen Dank, Herr
Jentsch. - Fir die CDU-Fraktion hat Herr Kollege
Biesenbach das Wort.

(Gisela Ley [SPD]: Das ist zu toppen!)

Peter Biesenbach (CDU): Frau Kollegin, ich kann
mir vorstellen, dass Sie das gerne héatten. So
ganz angenehm scheint lhnen das Thema ja nach
wie vor nicht zu sein.

(Frank Sichau [SPD]: Das ist eine ganz
krasse Missinterpretation!)

- Herr Sichau, Sie hatten doch schon in der letz-
ten Rechtsausschusssitzung ausgesprochene Blé-
hungen bei dem Thema. Sie kommen hier immer
noch zur Geltung.

Herr Prasident, meine Damen und Herren, mein
Vorredner Herr Jentsch hat gerade festgestellt,
dass im Augenblick alle Fraktionen einhellig der
Meinung sind, dass der Generalstaatsanwalt kinf-
tig kein politischer Beamter mehr sein soll und
auch sein wird. Nach langem parteipolitischen
Hickhack ist auch die SPD endlich bereit, diesen
VorstoR mitzutragen. Die CDU begrit dies aus-
driicklich. Was lange wéhrt, wird auch hier end-
lich gut.

Der Innenminister hat in der letzten Plenardebatte
zu diesem Thema festgestellt, dass das Thema
statistisch gesehen alle drei Jahre auf der Tages-
ordnung stand. Das ist richtig. Aber es war auch
notwendig.

Fir die CDU-Fraktion dieses Landtages stand
schon immer fest, dass niemals der Eindruck ent-
stehen darf, dass der Generalstaatsanwalt von
den jeweiligen Mehrheitsverhéditnissen abhangig
ist. Ich darf Ihnen die Zahlen noch einmal nennen:
1986 und 1988 haben CDU und F.D.P. gemein-
sam in Antrdgen die Entpolitisierung des General-
staatsanwalts gefordert; 1996 und 1999 haben
wir es als alleinige Oppositionspartei beantragt.
Wir sind daflr von den Koalitionsfraktionen stets
heftig gescholten worden. Es musste erst zu den
unglaublichen Vorfédllen im Zusammenhang mit
den rechtswidrigen Durchsuchungen des Bundes-
tagsabgeordneten Ronald Pofalla kommen, damit
auch die SPD und die Griinen keine Mdglichkeit
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mehr hatten, an der Stellung der politischen Be-
amten Generalstaatsanwaélte festzuhaiten.

(Theodor Kruse [CDU]: So war es!)

So freue ich mich ausd[ijcklich, dass es in der
Begriindung des SPD-Anderungsantrags dazu
heilt:

"Eine inhaltliche Neubewertung dieses Status
im Hinblick auf das rechtsstaatliche Postulat
fuhrt zu einer Infragestellung dieser Abhangig-
keit."

Das ist nichts anderes als das, was die CDU teil-
weise gemeinsam mit der F.D.P. jahrelang gesagt
und gepredigt hat.

(Beifall bei der CDU)

Aber das Brett von SPD und Biindnis 90/Die Gri-
nen, das zu bohren war, war verdammt hart. Das
hat auch das Verfahren gezeigt, bis wir so weit
waren, wie wir heute hier sind.

Wir haben einmal dem Vernehmen nach gehdrt,
dass es dabei noch zu einer internen heftigen
Auseinandersetzung zwischen dem Justizministe-
rium und der SPD-Fraktion gekommen sein soll.
Ich hoffe, Herr Minister Dieckmann, dass Sie das
heute klar- und richtig stellen.

(Frank Baranowski [SPD]: Wo haben Sie
das denn her? - Marc Jan Eumann [SPDI]:
Das hat er getrdumt!)

Ich will doch nichts anderes als eine Richtigstel-
lung und ich will héren, dass dieser Justizminister
voll hinter dem heutigen Antrag steht.

Zum anderen haben alle diejenigen, die im
Rechtsausschuss bei den Beratungen waren, mit-
bekommen, welche endlosen Windungen mein
Kollege von der SPD brauchte, um deutlich zu
machen, dass sie ein bisschen mitmachen wir-
den, wenn wir es ihnen nicht zu sehr um die Oh-
ren hauten. Das war doch die Situation.

Deshalb bieten Sie heute auch die Koppelung mit
einem Dienstrecht an, das mit der zu entschei-
denden Frage weil} Gott nicht zusammenhéngt.

(Frank Baranowski [SPD]: Quatsch!)

Nicht umsonst hat der SPD-Sprecher fiir das The-
ma "lnnen" diesen Antrag heute hier begriindet,
nicht der justizpolitische Sprecher. Sie machen

deutlich, dass Sie immer noch nicht begriffen
haben, welche Brisanz dahinter steckt, und dass
es notwendig ist, den Generalstaatsanwalt zu
entpolitisieren.

(Beifall bei der CDU)

Das mag ja zu lhren Spielchen gehdren. Es ist
aber nicht vernlnftig, und es dient nicht der
Transparenz. Ich bin froh, wenn der Justizminis-
ter nach dem Redezettel auch gleich deutlich
macht, welche Haltung er dazu vertritt.

Mit der Verabschiedung dieses Gesetzes wird ein
wichtiger Beitrag dazu geleistet, das Vertrauen in
die Unabhangigkeit der Justiz in Nordrhein-West-
falen zu starken. Wir brauchen noch eine Menge
weiterer Schritte, um das Vertrauen wiederherzu-
stellen. Die Befdrderung eines Staatsanwaltes,
der im Zusammenhang mit den Ermittlungen in
dem Fall Pofalla stand, gehort noch nicht dazu.

(Frank Baranowski [SPD]: Machen wir ei-
nen Untersuchungsausschuss?)

Wir werden dem Antrag auf Drucksache 13/476
zustimmen. Der EntschlieBungsantrag der CDU
auf Drucksache 13/224 ist mit der Drucksa-
che 13/476 erledigt.

Solite die SPD ihren EntschlieBungsantrag nach
wie vor aufrechterhalten, werden wir ihn ableh-
nen.

{Beifall bei der CDU)

Vizeprasident Jan So6ffing: Vielen Dank, Herr Bie-
senbach. - Far die F.D.P.-Fraktion hat Herr
Dr. Orth das Wort.

Dr. Robert Orth (F.D.P.): Sehr geehrter Herr Pra-
sident! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen. Zu
spéater Stunde kommen wir heute zu einem Ge-
setzgebungsverfahren zusammen, das im wesent-
lichen Kern von den Liberalen hier eingebracht
wurde. Ich méchte jetzt nicht die ganze Debatte
wiederholen, die wir schon hatten.

lch mochte einfach nur sagen: lch freue mich
richtig, dass wir zuklnftig Generalstaatsanwalte
haben, die nicht mehr dem inneren Konflikt aus-
gesetzt sind, auf der einen Seite als Organ der
Rechtspflege zu handeln und auf der anderen Sei-
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te aufgrund der beamtenrechtlichen Vorschrift die
politischen Grundsétze der Regierung zu beachten
haben. Auf jeden Fall haben Generalstaatsanwalte
nun eine formell starkere Position erlangt und
- das méchte ich ausdriicklich betonen -, sie mis-
sen eine héhere persdnliche Verantwortung bei
ihren Entscheidungen tragen.

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, wir von
der F.D.P. hoffen, dass die heutige Verabschie-
dung des Gesetzes ein erster Schritt dazu ist, die
Staatsanwaltschaft wieder aus den Schlagzeilen
der Landespresse herauszubekommen.

Uns Liberale beunruhigt es sehr, dass nicht nur
Generalstaatsanwalt Selter als politischer Beamter
zum unfreiwilligen Spaziergdnger wurde; auch die
angeklndigte unplanméRige Versetzung des Lei-
ters der Staatsanwaltschaft Disseldorf nach
Duisburg und die Verjahrung der Tatkomplexe im
Bereich der Ermittlungen gegen die VEBA haben
aus unserer Sicht dem o6ffentlichen Ansehen der
Staatsanwaélte geschadet.

Wir erhoffen uns, dass in Zukunft die Staatsan-
walte wieder als das gesehen werden, was sie
sein mussen: unabhangig, zuverlassig, schnell,
ohne Ansehen von Personen ermittelnd. Von da-
her falit es uns auch sehr leicht, dem doch etwas
umfangreicheren Anderungsantrag der SPD-Frak-
tion, der zusétzlich zu der Entpolitisierung der
Generalstaatsanwaltschaft eine Neuregelung zur
Altersteilzeit von Beamten enthaélt, zuzustimmen,
weil: Gegen Altersteilzeit von Beamten, da kann
man eigentlich gar nichts haben. - Vielen Dank.

(Beifall bei einzelnen Abgeordneten der
F.D.P.}

Vizeprasident Jan Soffing: Vielen Dank, Herr Dr.
Orth. - Fur Biindnis 90/Die Griinen hat Frau Kolle-
gin HauBmann das Wort.

Sybille HauRmann {(GRUNE): Sehr geehrter Herr
Prasident! Sehr geehrte Damen und Herren! Als
letzte Rednerin aus den Reihen der Abgeordneten
schlieBe ich mich den Vorrednern an: Endlich ist
es vollbracht! Die Generalstaatsanwalte kénnen
endlich ihrer Arbeit nachgehen, ohne den standi-

gen Unterstellungen der Oppositionsparteien aus-
geliefert zu sein.

(Beifall bei den GRUNEN und bei einzelnen
Abgeordneten der SPD)

Bei jeder sich bietenden Gelegenheit haben Sie,
meine Damen und Herren von F.D.P. und CDU,
die Arbeit der Generalstaatsanwaélte in Misskredit
gebracht.

(Beifall bei den GRUNEN und bei einzelnen
Abgeordneten der SPD)

Immer wieder wurde den Generalstaatsanwalten
unterstellt, sie wirden Entscheidungen aus politi-
scher Opportunitat treffen. Dr. Orth hat im Sep-
temberplenum nicht einmal davor zurick-
geschreckt, die Ermittlungen gegen Helmut Kohl
als politisch gefarbt zu verdachtigen. Auch heute
wieder haben wir Beispiele dieser Reden von |h-
nen gehort.

(Beifall bei den GRUNEN)

Es ist sicher richtig, die Arbeit der Justiz, seien es
Richter oder Staatsanwaélte, vonseiten der Politik
und der Offentlichkeit kritisch zu kommentieren
und zu begleiten. Daflir haben wir die Gewalten-
teilung als unverzichtbares Gut.

Aber die Diskussion um die Generalstaatsanwilte
ist Uber diese kritische Begleitung oftmals we-
sentlich hinausgegangen, und sie hat sich in Un-
terstellungen und Diskreditierungen ergangen.
Diese oftmals tblen Diskussionen um die politi-
sche Beeinflussbarkeit der Generalstaatsanwélte
hat die Justiz als Ganzes beschéadigt. Oder glau-
ben Sie, meine Damen und Herren der Opposi-
tion, dass in der Bevdlkerung der feine Unter-
schied zwischen Generalstaatsanwalten als politi-
schen Staatsanwélten und den "normalen”
Staatsanwalten wirklich immer so nachvollzogen
werden konnte?

Mit der Abschaffung der politischen General-
staatsanwilte ist dieser Unsitte hoffentlich end-
lich ein Riegel vorgeschoben. Ich hoffe und bin
guter Dinge, dass durch unsere Gesetzesénde-
rung endlich auch die Generalstaatsanwalte ihrer
Arbeit ungestort nachgehen kénnen.

Auch wir, Bindnis 90/Die Grinen, haben schon
vor Jahren, genauer gesagt: 1992, das erste
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Mal die Abschaffung der politischen General-
staatsanwaite gefordert. Ich freue mich, heute
diese Forderung erflllt zu sehen.

Der von der SPD und den Griinen vorgelegte Ge-
setzentwurf enthélt zwei Teile. Deshalb lassen
Sie mich auch zu dem zweiten Thema, der Alters-
teilzeit, ein paar Worte sagen. Auch hier ist eine
grine Forderung endlich erfulit. Endlich kénnen
auch Teilzeitbeschaftigte in Altersteilzeit gehen.

(Beifall bei den GRUNEN)

Dies ist wieder ein Schritt auf dem steinigen
Weg, die Benachteiligung von Frauen zu verrin-
gern. Denn Sie alle wissen: Die Uberwiegende
Zahl der Teilzeitbeschéaftigten sind Frauen. Fir
teilzeitbeschéaftigte Frauen war es bisher nicht
moglich, durch die Altersteilzeit im Blockmodell
frOher in den Ruhestand zu gehen. Nun ist dieser
Schritt auch fir sie geschafft. Mit 65 Jahren be-
ginnend ist dies eine Mdéglichkeit, eine deutliche
Verringerung der Lebensarbeitszeit zu erreichen.

Ganz besonders werden Lehrerinnen, die ihre Ar-
beitszeit aus arbeitsmarktpolitischen Grinden
reduziert haben, fur ihre soziale Verantwortung
nicht mehr dadurch bestraft, dass sie lénger ar-
beiten missen als ihre Kollegen, die bisher eine
Vollzeitstelle innehatten. Ich begr(iRe sehr, dass
die Erweiterung der Altersteilzeit nun mehrheits-
fahig ist. Ich hatte nicht zu hoffen gewagt, dass
es in dieser Legislaturperiode noch méglich gewe-
sen wiare, und freue mich, dass das so schnell
geschehen ist. - Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN)

Vizeprasident Jan Soffing: Vielen Dank, Frau
HauBmann. - Fir die Landesregierung hat Minister
Dieckmann das Wort.

Jochen Dieckmann, Justizminister: Herr Prasi-
dent! Meine Damen und Herren! Auch die Landes-
regierung begriiRt die Beschlussfassung, wie sie
sich jetzt abzeichnet. Ich sage das auch fir den
federfihrenden Innenminister.

Herr Abgeordneter Biesenbach, es ist nicht meine
Aufgabe, Sie Uber Zustandigkeitsverteilungen in
diesem Hause zu belehren, aber es ist nun einmal
so, dass fur diese Materie der Innenausschuss

federfihrend ist. Das hat ja auch der Rechtsaus-
schuss akzeptieren missen. Ich finde es persén-
lich - lassen Sie mich das deutlich sagen - nicht
gut, in welcher Form Sie eine in der Politik ganz
selten gewordene Einigkeit heute noch einmal zu
spéater Stunde missbraucht haben, um alte Kamel-
len aufzuwarmen.

(Beifall bei der SPD)

Das gilt, Herr Biesenbach, auch fir den Versuch,
mich in irgendeine Entfernung von der SPD-Land-
tagsfraktion zu bringen. Wenn Sie die Landtags-
protokolle der letzten zwei Jahre nachvoliziehen,
wissen Sie, dass ich von Beginn meiner Amtszeit
an keinen Zweifel daran gelassen habe, dass ich
bereit bin, den Schritt zu tun, den der Landtag
heute volizieht. Ich habe sehr deutlich erklért,
dass ich fir mein Verstandnis von der Amtsfih-
rung des Justizministers die Figur des politischen
Beamten nicht brauche.

Erlauben Sie mir noch einen doch sehr ernst ge-
meinten Hinweis auf die Sprachwahl, derer wir
uns hier befleiBigen. Es geht hier nicht darum,
politische Staatsanwalte zu haben. Und all dieje-
nigen, die das mit leichter Zunge formulieren,
miissen sich doch fragen lassen, ob sie der Justiz
einen Gefallen tun.

(Beifall bei einzelnen Abgeordneten der
SPD und bei den GRUNEN )

Es geht um einen politischen Beamten. Das ist ein
eingeflhrter Rechtsbegriff, der ausschlieRlich et-
was Uber die Art und Weise, wie ein Beamter
oder eine Beamtin aus dem Amt kommen kann,
sagt. Das gilt fur Staatssekretare, fUr Polizeipra-
sidenten und Regierungspréasidenten. Das andert
nichts an seiner Beamtenurkunde, an seinem Sta-
tus, an seiner Loyalitdtsverpflichtung.

(Beifall bei einzelnen Abgeordneten der
SPD und bei den GRUNEN)

Und, meine Damen und Herren, ich kann es nicht
widerspruchslos hinnehmen, dass hier wieder
einmal selbst erzeugte Schlagzeilen zum Anlass
flir Abscheu vor und Distanz gegeniber der Justiz
genommen werden. Das muss ich, Herr Dr. Orth,
auch |hnen gegentiber sagen: In aller Deutlichkeit,
mit der ich ein, zwei Fille in der Offentlichkeit als
kritikwurdig beschrieben habe, stelle ich mich hier
und heute vor die 1.000 Staatsanwélte und
Staatsanwaéltinnen und 300 Amtsanwalte und
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Amtsanwaltinnen, bei denen der Rechtsstaat in
guten Handen ist.

(Beifall bei SPD und GRUNEN})

Und wir sind es uns gegenseitig, denke ich, als
Regierung und Landtag auch schuldig, dass wir
prazise zitieren und vor allem nicht anfangen,
einzelne Personalien hier in diesem Plenum zu
diskutieren. Ich méchte im Interesse aller Be-
schaftigten dieses Landes heute Abend in Erinne-
rung bringen, dass es da einen Grundkonsens
gegeben hat.

Dies ist eine Entwicklung, die Sie heute abschlie-
Ren, die geeignet ist, Missverstdndnisse zu ver-
meiden. Es hat aber auch gute Griinde dafiir ge-
geben, dass es die Rechtsfigur des politischen
Beamten bei den Generalstaatsanwalten gegeben
hat, nicht zuletzt deshalb, weil im Fall von Ver-
stolR gegen Amtspflichten dem politischen Beam-
ten die Durchfiihrung eines férmlichen Disziplinar-
verfahrens erspart geblieben ist.

Dies nur als Blick in die Vergangenheit! Lassen
wir diese Etappe abschlieBen. Das gilt auch fur
die Nutzung der Méglichkeiten, die das Altersteil-
zeitgesetz bietet. Ich glaube, das Land ist gut
beraten, das nachzuvoliziehen, was der Bundes-
gesetzgeber fiir seine Beschaftigten schon ge-
macht hat.

In diesem Sinne ist die Landesregierung mit lhrem
Vorhaben sehr einverstanden. - Vielen Dank.

(Beifall bei SPD und GRUNEN und bei Ab-
geordneten der F.D.P.)

Vizeprésident Jan So6ffing: Vielen Dank, Herr Mi-
nister. - Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.
Ich schlieBe damit die Beratung zu diesem Tages-
ordnungspunkt.

Wir kommen zur Abstimmung, und zwar zunéchst
zur Abstimmung Uber die Beschlussempfehlung
des Rechtsausschusses Drucksache 13/476. Wer
stimmt fir die Beschlussempfehlung? - Wer
stimmt dagegen? - Wer enthélt sich? - Damit ist
die Beschlussempfehlung angenommen und der
Gesetzentwurf in dieser Fassung zweiter Lesung
einstimmig verabschiedet.

Der EntschlieBungsantrag der Fraktion der CDU
Drucksache 13/224 hat sich erledigt, Herr Biesen-

bach. Darliber brauchen wir jetzt nicht abzustim-
men,

Wir haben damit abschlieRend noch abzustimmen
Gber den EntschlieBungsantrag der Fraktion der
SPD und der Fraktion Blindnis 90/Die Griinen
Drucksache 13/230. Wer stimmt fur diesen Ent-
schlieBungsantrag? - Wer stimmt dagegen? - Wer
enthélt sich? - Damit ist der EntschlieBungsantrag
mit den Stimmen der SPD und Blindnis 90/Die
Griinen gegen die Stimmen der CDU und der
F.D.P. angenommen.

Damit, meine Damen und Herren, sind wir am
Ende der heutigen Sitzung. Ich berufe das Plenum
fir morgen, Donnerstag, 7. Dezember 2000,
11.00 Uhr, wieder ein. Ich wiinsche lhnen einen
schénen Abend.

Die Sitzung ist geschlossen.

Schluss: 21.03 Uhr

*' VVom Redner bzw. der Rednerin nicht Uberprift
(8 105 GeschO)

Dieser Vermerk gilt far alle in diesem Plenarproto-
koll so gekennzeichneten Redner und Rednerin-
nen.

11. Dezember 2000/Ausgegeben: 13. Dezember 2000

Die Veréffentlichungen des Landtags sind fortiaufend oder auch einzein
gegen sine Schutzgebiihr beim Archiv des Landtags Nordrhein-West-
talen, 40002 Disseidorf, Postfach 10 11 43, Telefon (02 11) 8 84-

24 39, zu bezishen.
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_-Der Landtag Nordrhein-Westfalen hat am 6. Dezember 2000 folgendes Gesetz be-

schlossen:

Gesetz zur l'-'\ndérung des Landesbeamtengesetzes
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. Artikel 1

Das Beamtengesetz fir das Land Nordrhein-Westfalen (Landesbeamtengesetz) in der
~ Fassung der Bekanntmachung vom 1. Mai 1981 (GV. NW. S. 231), zuletzt gesndert
durch Gesetz vom 14. Dezember 1999 (GV. NW. §. 670), wird wie folgt geéndert:

1. In § 38 Abs 1 wird Nr. 5 gestrichen, die bisherige Nr. 6 wird Nr. 5.
2. "8 78 d erhilt folgende Fassung:

(1) Beamten mit Dienstbeziigen kann auf Antrag, der sich auf die Zeit bis zum
Beginn des Ruhestandes erstrecken muss, Teilzeitbeschaftigung als Altersteilzeit
mit der Halfte der in den letzten finf Jahren vor Beginn der Altersteilzeit durch-
schnltthch zu leistenden Arbeitszeit bewnlllgt werden, wenn

1. - der Beamte das fiinfundfiinfzigste Lebensjahr vollendet hat,
2. die Altersteilzeitbeschaftigung vor dem 1. Januar 2010 beginnt und
3. dringende dienstliche Belange nicht entgegensfehen.

Ergeben sich bei der Ermittlung des zeitlichen Umfangs der Altersteilzeitbeschafti- -
gung Stundenbruchteile, kénnen diese auf volle Stunden aufgerundet werden, .
sofern personalwirtschaftliche Belange dies erfordern. § 78 b Abs. 2 und 3 gilt
entsprechend. ’

(2) Altersteilzeit kann auch in der Weise bewilligt werden, dass der Beamte die
bis zum Beginn des Ruhestandes zu erbringende Dienstleistung vollsténdig vorab
leistet und anschlieBend voll vom Dienst freigestellt wird (Blockmodell). Altersteil-
zeitbeschéaftigung mit weniger als der Halfte der regelméaRigen Arbeitszeit soll nur
im Blockmodell bewilligt werden; dabei muss der Beamte in der Phase der vorab
zu erbringehden Dienstleistung mit mindestens der Halfte der regelmaBigen
Arbeitszeit, im Fall des § 85 a Abs. 3 im Umfang der bisherigen Teilzeitbeschafti-
gung, Dienst leisten.

(3) Die oberste Dienstbehtrde kann von der Anwendung der Vorschrift ganz
absehen oder sie auf bestimmte Verwaltungsbereiche oder Beamtengruppen
beschréanken. Die oberste Dienstbehdrde kann auch allgemein oder fir bestimmte
Verwaltungsbereiche oder Beamtengruppen vorschreiben, dass

© Landtag Nordrhein-Westfalen



65

-2-

1.  Altersteilzeit nur im Blockmodell bewilligt werden darf oder

2. - die Altersteilzeitbeschaftigung mit bis zu 60 vom Hundert der nach Absatz
1 maRgeblichen bisherigen Arbeitszeit zu leisten ist, sofern personalwirt-
schaftliche Belange dies erfordern. '

(4) Wahrend der Zeit einer unterhalftigen Altersteilzeitbeschaftigung besteht

Anspruch auf Leistungen der Krankenfiirsorge in entsprechender Anwendung der
Beihilferegelungen fiir Beamte mit Dienstbeziigen.” - ’

Artikel 2
In-Kraft-Treten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2001 in Kraft.

-© Landtag Nordrhein-Westfalen
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Gesetz- und Verordnungshlatt

FUR DAS LAND NORDRHEIN-WESTFALEN

Ausgegeben zu Disseldorf am 28. Dezember 2000 | Nummer 55

Datux irpalt Seite
2030 12. 12. 2060 746
20303 5. 12. 2000
45
213 29. 11. 2000
47
7129 5. 12. 2000
47
5 12.12. 2000 Verordnung fber die Sitze und Bezirke der Bergérater im Lancde Xordrhein-Westizlen . . ... ... 1
750 12.12. 2000 Verorcrung zur Bestimmurg der zusténaigen Behorden nach dem Lagerstd
zustancGigkeitsverorénung — LgstZustVO) .« . . . o Lo L e e bH
7820 5.12.2000 Verordrung liber Zustérdigzeiten nack: der Fléchenzahlungs-Verordnung. . . .. .. .. .. ... ... 751
786

Die neve CD-Rom »SGV-NRW¥, Stand 1. Juli 2000, ist erhiltlich.
Hinweis:

Die Gesetz- und Verordnungsblitier, die Ministerialblitier sowie die Sammlung aller geltenden Gesetze
und Verordnungen des Landes NRW (SGV. NRW.) stehen im Intranet des Landes NRW zur V erfiigung.
Im Innenministerium ergibt sich der Zugang von der Homepage aus iiber das Befehlsfeld ,Gesetze
Erlasse®.

Von anderen Ressorts aus erfolgt der Zugang liber .. Externe Informationsangebote, Ressortiibergreifende
Informationen® und unter Landesrecht ,,Gesetz- und Verordnungsblatt®.

Die Gesetz- und Verordnungsblitter, die Ministerialblétter sowie die Sammlung aller geltenden Gesetze
und Verordnungen des Landes NRW (SGV. XRW.) werden auch im Internet angeboten.

Der Zugang ergibt sich iber die Homepage des Innenrainisteriums NRW (Adresse: hitp://www.im.nrw.de)
und dort {iber das Befehlsfeld ,,Gesetze, Verordnungen, Erlasse®.

Die Sammlung aller geltenden Gesetze und Verordnungen des Landes NRW (SGV. NRW) ist auch auf
CD-ROM erhiltlich. Bestellformulare finden sich in den Nummern 3 und 4 des GV. NRW. 1999, ebenso im
Internet-Angebot.

Zur Zeit befindet sich die Redaktion in einer Phase der Umstellung auf elektronische Arbeitsweise. Dies
hat leider zur Folge, daBl Ergdnzungslieferungen zur SGV. NRW. nur verzogert erstellt werden kénnen.
Die Redalktion bemiiht sich, die noch ausstehenden Nachlieferungen so schnell wie moglich zu erstellen.

Wir bitten um Ihr Verstindnis.

© Landtag Nordrhein-Westfalen
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2030 B
Gesetz zur Anderung
des Landesbeamtengesetzes

Yom 12. Dezember 2000

Der Landtag nat das folgende Gesetz beschlossen, das
hiermit verkiindet wird:

Artikel 1

Das Beamiengeseiz Zlir das Land Norcrhein-Westialen
(Lande~bear engesetz) in der ung der Bekanrima-

chung vom 1. Mai 1981 (GV. NRW. S. 231), zuletzt geindert
durch Gesetz vor 14. Dezeraber 1999 (GV. NRW. S. 670),

wird wie folgt geéndert:

vird Nummer 5 gesiricher, cie bisherige
d Nummer 5.

1. In § 38 Abs. 1
XNummer 6 ¥

2. § T8¢ erhéalt folgende Fassung:
»§ 78d
1} Beamten mit Dienstbeziigen kann aui Antrag, der
sich auf die Zeit bis zum Beginn des Ruhestandes
erstrecken muss, Teilzeitbesch&Ztigung als Altersteil-
zeit mit der Hilfte der in den letzten ziinf Jahren vor
Beginn der Alterteiizeit durchschnitilich zu leistenden
Arbeitszeit bewilligt wercden, wenn

1. der Beamte das flinfunditinizigste Lebensjahr voll-
endet hat,

2. die Altersteilzeitbeschaitiging vor dem 1. Januar
2010 teginnt und

3. dringende dienstliche Belange nicht entgegenste-
hen.

Ergeben 510'1 bei der Ermittlung des zeitlicken Um-
ngs der Alterteilzeitbeschéftigung Stundenbruch-
teile, %onnen diese auf volle Stunden aufgerundet
werden, soiern personalwirtschaftliche Belange dies
erforcern. § 78b Abs. 2 und 3 gilt entsprechend.

(2) Altersteilzeit kann auch in der Weise bewilligt
werden, dass der Beamtie die bis zum Beginn des
Ruhestandes zu erbringende Dienstleistung vollstén-
dig vorab leistet und anschliefenc voli vom Dienst
IreigesLellt wird (Blockmodell). Altersteilzeiibesch&i-
tigung mit weniger als der Hilfte der regeimifBigen
Arbeitszeit soll nur im Blockmoedell bewilligt werder;
davei muss der Beamte in der Phase der vorab zu
erbringenden Dienstleistung mit midestens der Hélfte
der regelm&Bigen Arbeitszeit, im Fall des § 85a Abs. 3
im TUmfang der bisherigen Teﬂzeltbesr‘haftlgung
Dienst leisten.

(3‘ Die oberste Dienstbeh6rde kann von der Anwen-
dung der Vorsct ganz absehen oder sie auf be-
stimmte Verwaltungsbereiche oder BeamLengrL.Dpe
beschrénken. Die oberste Dienstbehtrde kann auch
aligemein oder fiir bestimmte Verwaltungsbereicke
oder Beamtengruppen vorschreiben, das:

1. Altersteilzeit nur im Blockmodell bewilligt werden
darf cder

2. die Altersteilzeitbeschiftigung mit bis zu 60 vom
Hundert der nach Absatz 1 maligeblichen bisherigen
Arbeiiszeit zu leisten ist, sofern personalwirtschaft-
liche Belange dies erfordern.

(4) Wihrend der Zeit einer unterhilitigen Altersteil-
zeitbschaitigung besteht Anspruch auf Leistungen der
Krankenfiirsorge in entsprechender Anwendung der
Beihilferegelungen fiir Beamte mit Dienstbeziigen.”

Artikel 2
In-Krait-Treten
Dieses Gasetz tritt am 1. Januar 2001 in Kraft

Disseldori, cen 12. Dezer:ber 2000

Dle Lar 1de;reg1-- ung
Norcrnein-Westialen

Der Ministerprésident

(L.S.)

Wolfgarg Clement
= (=3

Der Innearzinister
Dr. Friiz Behrens

Der Justizminister
Jochen Dieckmann

- GV. XRW. 2000 S. 746.

_Zweite Verordnung
zur Anderung der Verordnung
iiber den Erziehungsurlaub
fiir Beamtinnen und Beamte
und Richterinnen und Richter
im Lande Nordrhein-Westfalen

Vom 5. Dezember 2000

Auf Grund des § 86 Abs. 2 des Landesbeamiengeseizes
in der Fassung der Bekanntrmachung vom 1. Mai 1981 (GV.
NWRW. S. 234), zuletzt gedndert durch Gesetz vom
14. Dezember 1999 (GV. XRW. S. 670), in Verbindunrg mit
§ 4 Abs. 1 Satz 1 des Landesrichiergeseizes vom 29. Mérz
1966 (GV. XRW. S. 217), zuletzt gedndert durch Ari. II
es vom 20. April 1999 (GV. NRW. S. 148) wird

verordret:

Die Verordnung liber den Erziehungsuxlaub Ziir Bearmn-
tinnen und Beamte und Richterinnen und Richler im
Lande Nordrhein-Westfalen (Erziehungsurlaubsverord-
nung — ErzUV) in der Fassung der Bekannimachung vom
22. Juli 1992 (GV. NRW. S. 320), zuletzt geindert aurch
Verordaung vom 10. Februar 1998 (GV. NRW. S. 146) wird
wie folgt geéndert:

Nach § 4 wird folgender § 4a eingefiigt:
»g 4a

Der Beamzin oder dem Beamien werden iiir die Zeit des
Erziehungsurlaubs die Beitrége fiir die Krankenversiche-
rung in Ho6he von moratlich 60,00 DA (30 €) ersiatiet,
wenn die Dienst- oder —Xnv*a*teruezuae (ohre die mit
Riicksicht auf den Familienstand gewdihrten Zuschlidge
urd ohne Aufwandsentschadigung sowie ohne Auslands-
dienstbeziige nach § 52 Abs. 1 Satz 3 des Bundesbesol-
dungsgeseizes) vor Beg nn des Erziehungsuriaubs die
Versicnerungspflichtgrenze in der gesetzlichen Kranken-
versicherung nichi iiberschritten haben. § 189 Abs. 2 LBG
bleibt unbertnrt.”

tikel IT
Inkrafttreten
Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2001 in Krafi.

Disseldori, den 5. Dezember 2000

Die Landesregierung
Nordrhein-Westfalen

Der Ministerprisident

(L.S.) Wolfgang Clement

Der Innenminister
Dr. Fritz Behrens

— GV. NEW. 2000 S. 746.
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Landtag Nordrhein-Westfalen

Dr. Robert Orth MdL

Vaorsitzender des Rechtsausschusses

Landtag NRW  Dr, Robert Orth MdL  Postfach 10 11 43 40002 Dusseldorf
: ’ ’ Platz des Landtags 1
40221 Dusseldorf

An den
Vorsitzenden
des Ausschusses

Telefon (0211) 884 - 2883
Telefax (0211} 884 - 3610

fir Innere’ Verwaltung und eMail roEert.orth@landtag.nrw.de '
Verwaltungsstrukturreform ,
Herrn Klaus-Dieter Stallmann MdL Dusseldorf, den d/_//jja(/

im Hause

LANDTAG ’

' NORDRHEIN-WESTFALEN
13. WAHLFERIODE

VORLAGE

| o ' f i3/0233
Gesetz zur Entpolitisierung der Generalstaatsanwaltschaft 7 ,

Gesetzentwurf der Fraktion der F.D.P. 9— Q (P

Drucksache 13/196 --Neudruck -

Sehr geehrter Herr Vorsitzender,

der oben genannte G_ésetZenfwurf der F.D.P.-Fraktion wurde vom Landtag am
29. September 2000 zur Beratung an den Rechtsausschuss Giberwiesen. Der Rechts-
ausschuss hat in seiner Sitzung am 25. Oktober 2000 {iber den Gesetzentwurf bera-
ten. Obwohl alle Fraktionen sich einstimmig fir eine Anderung des Beamtengesetzes
im Sinne des Gesetzentwurfs ausgesprochen haben, waren jedoch ebenfalls alle
Fraktionen der Ansicht, eine endgliltige Beratung und Beschluséémpfehlung ‘an den
Landtag solle vom Ausschuss fir Innere Verwaltung und Verwaltungsstrukturreform
‘erfolgen. Die Ursache hierfar liegt darin begrﬁhdet, dass Anderungen am Beamtenge-
setz bislang immer durch den Ausschuss fir Innere Verwaltung federfithrend beraten
wurden. Ich bitte Sie daher, den Gesetzentwurf in der nachsten Sitzung lhres Aus-

~schusses moglichst abschlieBend zu beraten und eine Besdhlussempfehlung .an den
Landtag zu fassen, damit der Gesetzentwurf noch im Dezember vom Landtag beraten
werden kann. ' '

© Landtag Nordrhein-Westfalen
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Wie bereits erwahnt, haben alle Fraktionen im Rechtsausschuss sich fir die Ahder_ung
im Sinne des Gesetzentwurfs ausgesprochen, allerdings mit zwei Anderungen die
mehr oder weniger nur redaktionellen Charakter haben. Dies ist erstens anstatt "§ 38
- Abs. 1 Nr. 5 wird aufgehoben" ‘soll es heiRen: "§ 38 Abs. 1 Nr. 5 wird gestrichen;
§ 38 Abs. 1 Nr. 6 wird Nr. 5". Zweitens soll das Gesetz nicht am Tage nach der
Verkiindigung in Kraft treten, so'ndernr: "Dieses Gesetz tritt am ersten Tag des auf die
Verkiindigung folgenden Monats in Kraft".

Uber die im F.D.P.-Antrag angefiihrte Begriindung wurde nicht beraten und somit an
lhren Ausschuss auch keine Empfehiung ausgesprochen.

lch wiirde mich freuen, wenn die vom Rechtsausschuss gewahlte Verfahrensweise
‘auf die Zustimmung lhres Ausschusses treffen und die im Rechtsausschuss gemachte

Empfehlung Berucksmhtlgung flnden wiirde.

Mit freundlichen GriiRen

Dr. Robert Orth
(Vorsitzender)

© Landtag Nordrhein-Westfalen



'Klaus Stallmann MdL

Vorsitzender
des Ausschusses fiir Innere Verwaltung
und Verwaltungsstrukturreform

LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN

iandtag Nerdrhein-Westizslen Postfack 10 11 43 40002 Dasseicorf

Telefonzentrale: {0211)884-0

Durchwahi: "27 23/29 08/24 88
An den ,
Vorsitzenden des Rechtsausschusses Dii
Usseldorf, 1. Dezember 2000
Herrn Dr. Robert Orth MdL 7
im Hause
] LANDTAG.
NORDRHEIN-WESTFALEN
13. WAHLPERIODE ’

Gesetz zur Entpolitisierung der Generalstaatsanwaltschaft -

Gesetzentwurf der Fraktion der F.D.P. ‘!@RMGE

Drucksache 13/196 Neudruck 13/ 0 29 4

R AL

Sehr geehrter Herr Kollege,

Ihrer mit Schreiben vom 8. November 2000 ge#uRerten Bitte um ein Votum des
Ausschusses flr Innere Verwaltung und Verwaltungsstrukturreform zu dem o. g.
Gesetzentwurf wurde selbstverstandlich entsprochen. Allerdings kann die
Berichterstattung zur 2. Lesung nur durch den Ausschuss erfolgen, an den der
Gesetzentwurf tberwiesen wurde. Insoweit verweise ich auf das lhnen zugeleitete
Schreiben des Landtagsprésidenten vom 29. November 2000.

Zur Sitzung des Ausschusses fir Innere Verwaltung und Verwaltungsstrukturreform
am 30. November 2000 legten die Fraktionen der SPD und BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN einen gemeinsamen Anderungsantrag vor. Diesen fiige ich zur ~
Kenntnisnahme bei. '

Die . aus nachstehender Gegeniiberstellung ersichtlichen Anderungen zum
Landesbeamtengesetz wurden nach kurzer Beratung einstimmig beschlossen.

Ich bitte um Unterrichtung der Mitglieder lhres Ausschusses und darum, dem
Landtag die Annahme des so geénderten Gesetzentwurfs zu empfehlen.

Mit freundlichen GriRen ) Anlage: Anderungsantrag
gez. Klaus Stallmann

usschussassistent

Dierstgebaude Telefax Telex Internet Westdeutsche Landesbank
Piatz des Landtags 1 (0211) 884 3002 210581 =LTNW D www.landtag.nrw.de  Girozertrale Diisseldor?

40221 Dusseldorf - © Landtag Nordrhein-Westfalen BLZ 300 500 00 Kto.-Nr. & 054 011
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Gegeniiberstellung

Gesetzentwurf der Fraktion der F.D.P.

" Gesetz zur Entpolitisierun neral-
staatsanwaltschaft

Artikel 1

Das Beamtengesetz fiir das Land

Nordrhein-Westfalen-Westfalen (Landes-

beamtengesetz) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 1. Mai 1981 (GV.
NW. S. 231), zuletzt ge&ndert durch Ge-
setz vom 14. Dezember 1999 (GV. NW.
S. 670), wird wie folgt geandert:

In § 38 Abs. 1 wird Nr..5 gestrichen, die
bisherige Nr. 6 wird Nr. 5. -

Beschliisse des Ausschusses

Anderung des Landesbeamtengesetzes
Artikel 1
Das Beamtengesetz fir das Land

Nordrhein-Westfalen-Westfalen (Landes-
beamtengesetz) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 1. Mai 1981 (GV.
NW. S. 231), zuletzt geandert durch Ge-
setz vom 14. Dezember 1999 (GV. NW.
S. 670), wird wie folgt geadndert:

1. - bisher Artikel 1 -
Unverandsart

. m : 3
zeit mit der Halfte der in den letzten finf

rsteilzei
rbeitszei

hren vor nn
rchschnittlich isten
willi n, w

1. der Beamte das fiinfundfiinfzigste
. Lebensjahr voilendet hat,
dem 1. Januar 2010 beginnt und
entgegenstehen. :

Ergeben sich bei der Ermittlung des zeitli-
h mfan r Altersteilzei afti-
n n ruchtei O n_di
f vol nden fgerun werden
sofern personalwirtschaftliche Belange
dies erfordern. 8 78 b Abs. 2 und 3 gilt

n r na.

3.
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(2)_Altersteilzeit kann auch in der Weise
willi rden r ie bi
zum Beginn Ruh rbrin-

ienstlei listadndig _vor
lei nd anschili nd vol ien
frei It wird (Bl . Altersteil-
zeitbeschéftigung mit_weniger als der
Half r ImaRi rbeitszei il
nur im Blockmodell bewilligt werden; da-

- vor rbri n Di i i

Artikel 2
inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der -
Verk(ndung in Kraft.

© Landtag Nordrhein-Westfalen

in alfte regelmaRi
Arbeitszeit, im Fall des § 85 a Abs. 3 im
Umfang der bisherigen Teilzeitbeschéafti-

4) Wahren it einer un alftigen
Altersteilzeitbeschéftigung besteht An-
T f Leistungen far-
rge i h r Anwen r
!:EZ!HIEIED " .
- Artikel 2
In-Kraft-Treten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2001 in
Kraft.
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LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN | -
13. Wahlperiode 21.November- 2000

i-'\nderungsahtrag

der Fraktion der SPD
der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN

zum Gesetzentwurf der F.D.P.-Fraktion
Anderung des Landesbeamtengesetzes
- Drucksache 13/1926 -

Das Landesbeamtengesetz NW soll aufgrund der Anderung folgende
Fassung erhalten: ' '

A . Problem:

1. Die Institution Staatsanwaltschaft ist trotz ihrer unbestreitbaren Eigenschaft
als Exekutivbehorde durch eine N&he zur Dritten Gewalt gekennzeichnet. Der -
Rechtsstaat muss daher im Interesse seiner Glaubwirdigkeit darauf bedacht
sein, diese besondere Stellung auch institutionell zur Geltung zu bringen. Nur
so wird das Legalitatsprinzip des Strafprozessrechts als wesentliches
techtsstaatliches Element umfassend gewahrleistet. Die Verpflichtung der
Staatsanwaltschaft und ihrer Reprasentanten auf Recht und Gesetz ist vor
diesem Hintergrund zu wardigen. S

Generalstaatsanwalte sind die herausragenden Vertreter der
Staatsanwaltschaft. Ihr Status ist nach der derzeitigen Rechtslage dadurch
gekennzeichnet, dass sie sich in besonderer Weise in Ubereinstimmung mit
den grundsétzlichen politischen Ansichten und Zielen der Regierung
befinden. Eine inhaltliche Neubewertung dieses Status im Hinblick auf das
rechtsstaatliche Postulat, die Arbeit der Anklagebehérden von sachfremden

~ Einflissen so weit wie méglich abzuschirmen, fihrt zu einer Infragesteliung
dieser Abhzngigkeit. Damit verliert die Befugnis, Generalstaatsanwalte
jederzeit ohne Angabe von Grinden in den einstweijligen Ruhestand
versetzen zu kénnen, ihre Berechtigung. '

2. ‘Durch das Neunte Gesetz zur Anderung dienstrechilicher Vorschriften vom-
20. April 1993 (GV. NRW S. 148) ist erstmals eine Altersteilzeitregelung fur
Beamte getroffen worden. Sie entsprach im Wesentlichen derin-
Altersteilzeitgesetz getroffenen Regelung fir die Tarif-Beschaftigten des
offentlichen Dienstes. Dadurch war der Zugang zur Altersteilzeit jedoch auf

Datum des Originals:

Die Versfientlichunger des Landtags sind fertlaufend oder auch
ginzeln gegen eine Schutzgetihr beim Archiv des Lendtags
Nordrnein-Wesgtfalen, 40C02 Dusselderf, Fostfach 10 11 43,
Teolofen 102 11) 8 84.24 35, zu heziehen.

© Landtag Nordrhein;WestfaIen
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Landtag Nordrhein-Westfalen - 13. Wahiperiode - - Drucksache 13./

Vollzeitbeschéftigte keschrankt.

In der Folgezeit ist das Altersteilzeitgesetz geandert, die Altersteilzeitregelung
erweitert worden. Seit Januar 2000 haben auch bislang Teilzeitbeschéitigte
(im Tarifbereich) die Maglichkeit, in eine Alters? eliznxtbeschaftlgung Zu
wechseln -

Der Bundesgesetzgeber hat inzwischen den Entwurf eines Gesetzes

vorgelegt, mit dem die Altersteilzeit entsprechend der Neuregelungen im

Altersteilzeitgesetz auch fur teuzeltbeschaftlgte Beamtinnen und Beamte
: -geofmet werden soll.

Die erweiterte Altersteilzeitregelung soll nun auch in NRW in das
Beamtenrecht eingefihrt werden.

Anderung des Landesbeamtengesetzes
Cc Alternative: '

" Verzicht.

. auf eine Neubewertung des Status der GeneraL,taatsanwalte auf eine -
Offnung der Altersteilzeit flr teilzeitbeschaftigte Beamtinnen und Beamte.

D Kbsten'
ZUA 1 Keine. = »
zu A 2: Sofern infolge der Offnung der Altersteilzeit die inanspruchnahme steigt, sind
wegen der héheren Sozial- und Gemeinkasten Mehraufwendungen zu
erwarten. : ' :
E Zustandlgkelt
Zustand:g ist das lnnenmmlstenum beteiligt sind das Jucuz- und das =

Fmanzmmlsterlum

F Auswnrkungen auf die Selbstverwaltung und die Finanzlage der
‘Gemeinden und Gememdeverbéinde o

zu A 1: Keine.
zuA2:Vgl.D

G  Finanzielle Auswirkungen auf die Unterneh'nen und die privaten
Haushalte - '

Keine.

2 ' © Landtag Nordrhein-Westfalen
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Zu Artikel 1 (Anderung des Landesbeamtengesetzes)

W N e

In § 38 Abs. 1 wird Nr. 5 gestrichen, die bisherige Nr. 6 wird Nr. 5.

§ 78 d erhélt folgende Fassung:

"(1) Beamten mit Dienstbezigen kann auf Antrag,. der sich auf die Zeit bis
zum Beginn des Ruhestandes erstrecken muss, Teilzeitbeschaftigung als
Altersteilzeit mit der Hilfte der in den letzten fiinf Jahren vor Beginn der
Altersteilzeit durchschnittlich zu leistenden Arbeitszeit bewilligt werden,
wenn

der Beamte das fi]nfuhdfi)nfzigste Lebensjahr vo]iendet hat,
die Altersteilzeitbeschaftigung vor dem 1. Januar 2010 beginnt und
dringende dienstliche Belange nicht entgegenstehen. .

Ergeben sich bei der Ermittlung des zeitlichen Umfangs dér
Altersteilzeitbeschaftigung Stundenbruchteile, kénnen diese auf volle Stunden
aufgerundet werden, sofern personalwirtschaftliche Belange dies erfordern. §

- 78 b Abs. 2 und 3[ entspre?bend.

(2) Altersteilzeit kann auch in der Weise bewilligt werden, dass der Beamte
die bis zum Beginn des Ruhestandes zu erbringende Dienstleistung
vollsténdig vorab leistet und anschlielend voll vom Dienst freigestellt wird
(Blockmodeli). Altersteilzeitbeschaftigung mit weniger als der. Halfte der
regelmaRigen Arbeitszeit soll nur im Blockmodell bewilligt werden; dabei
muss der Beamte in der Phase der vorab zu erbringenden Dienstleistung mit
mindestens der Halfte der regelméafigen Arbeitszeit, im Fall des § 85 a Abs. 3
im Umfang der bisherigen Teilzeitbeschaftigung, Dienst leisten.

(3) D:e oberste Dlen_stbehc':rde kann von der Anwendung der Vorschrift ganz

absehen oder sie auf bestimmte Verwaltungsbereiche oder Beamtengruppen
beschranken. Die oberste Dienstbehdrde kann auch aligemein oder fir

- bestimmte Verwaltungsbereiche oder Beamtengruppen vorschreiben, dass
1. Altersteilzeit nur im Blockmodell bewilligt werden darf oder |

2. die Altersteilzeitbeschiftigung mit bis zu 60 vom Hundert der nach

Absatz 1 maigeblichen bisherigen Arbeitszeit zu leisten ist,
sofern personalwirtschaftliche Belange dies erfordern.

(4) Wahrend der Zeit einer unterhélftigen Altersteilzeitbeschaftigung besteht
Anspruch auf Leistungen der Krankenflrsorge in r1tsprec:hencner Anwendung
der Beihilferegelungen fur Beamte mit Dienstbezlgen.”

W
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Zu Artikel 2 {Inkrafttreten)

Dieses Gesetz tritt am ersten Tag des auf die Verkundung folgenden Monats in
Kraﬁ

Begrindung:

Zu Artlkel 1 Nr. 1

§ 38 Abs. 1 macht von der rahmenrechtlich (§ 31 BRRG) e!ngeraumten Moghchkent

Gebrauch, diejenigen Amter zu bestimmen, deren Inhaber sich in fortdauernder
Ubereinstimmung mit den grundsétzlichen politischen Ansichten und Zielen der
Landesregierung befinden. Dazu z&hlten bislang die Generalstaatsanwalte als

herausragende Vertreter der Staatsanwaltschaft. Die Institution Staatsanwaltschaft

wiederum hat, obwohl unbestreitbar Exekutivbehérde, eine besondere Néhe zur .
Dritten Gewalt. Ihre Verpflichtung auf das Legalitétsprinzip als wichtigem -
rechtsstaatlichem-Element bedarf der institutionellen Aosicherung.

- Eine Neubewertung des Status der Generalstaatsanwélte vor diesem Hintergrund
und im Kontext der Rechtsentwickiung in der Mehrzahl der Lénder fihrt zur
Infragesteliung ihrer besonderen, Gber die allgemeine beamtenrechtliche
Loyalitatspflicht hinausgehenden Abhangigkeit von der Landesregierung. Damit
verliert die Befugnis zur jederzeitigen Versetzung in den einstweiligen Ruhestand
ihre Berechtigung. Die Anderung nimmt daher das Amt des Generalstaatsanwalts

~-aus dem Kreis der in § 38 Abs. 1 erwéhnten Amler aus.

zu Artikel 1 Nr. 2

Erstmals durch das Neunte Gesstz zur Anderung dienstrechtlicher Vorschriften vom -

20. April 1999 (GV. NRW S. 148) ist eine Alterstsilzeitragelung fir Beamte getroffen .
worden. Sie entsprach im Wesentlichen der Regelung fur die Tarif-Beschéftigten des '
éffentlichen Dienstes. Dadurch war der Zugang zur Altersteilzeit jedOCh auf

Vollzeltbeschaftlgte beschrankt. :

Durch das Gesetz zur Fortentwicklung der Altersteilzeit vom 20. Dezember 1989
(BGBI. I S. 2494) und das Zweite Gesetz zur Fortentwicklung der Altersteilzeit vom
27. Juni 2000 (BGBI. 1. S. 910) ist das Altersteilzeitgesetz gedndert, die
Altersteilzeitregelung erweitert worden. Seit Januar 2000 haben auch bislang.
Teilzeitbeschiftigte (im Tarifbereich) die Moglichkeit, in eine

B Altnrstexizeltbeschafttgung zu wechseln ' :

Der Bundesgesetzgeber hat inzwischen den Entwurf eines Gesetzes tber die
Anpassung von Dienst- und Versorgungsbezigen in Bund und Landern 2000
(Bundesbesoldungs- und -versorgungsanpassungsgesetz 2000 - BBvAnpG 2000),
vorgelegt mit dem die Altersteilzeit entsprechend der Neuregelungen im
Altersteilzeitgesetz auch fir teilzeitbeschaftigte Beamtinnen und Beamte gedffnet
werden soll.

& ' © Landtag Nordrhein-Westfalen
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Dami{ sind von Bundesseite die fir eine Anpassung des Landesrechts erforderlichen
Schritte eingeleitet. Folglich kann dis erweiterte Altersteilzeitregelung nun auch in
NRW in das Beamtenrecht eingeflhrt werden.

.Zzu Absatz 1: -
Die Vorschrift Ubertragt die tarifliche Rechtsentwicklung systemkonform in das
Landesbeamtengesetz. So wird im Unterschied zur bisherigen Rechtslage
Altersteilzeit auch fur bislang teilzeitbeschaitigte und begrenzt dienstfahige (§ 45 a
LBG NRW) Beamtinnen und Beamte mdéglich. Die Geltungsdauser der Vorschrift wird
- wie im Bund - bis zum 31.12.2009 verléngert.

Die Neuregelung sieht fir bisher Teilzeitbeschaftigte folgende Besonderheiten vor:

Um der arbeitsmarktpolitischen Intention der Altersteilzeit Rechnung zu tragen,
mussen auch bislang Teilzeitbeschéftigte ihre ArbeitsZgit um die Halfte reduzieren.
BezugsgréRe ist dabei die durchschnittliche Arbeitszeit der letzten fiinf Jahre vor
Antritt der Altersteilzeit. Durch diese Vorgabe wird einem maéglichen Missbrauch,
etwa durch kurzfristige Aufstockung der Arbeitszeit unmittelbar vor Antntt von Alters-
teilzeit, vorgebeugt.

zu Absatz 2:

Altersteilzeit fur bislang Teilzeitbeschéitigte fuhrt wegen der arbeitsmarktpolitisch
motivierten Halbierung der bisherigen individuellen Arbeitszeit immer zu
unterhalftigen Teilzeitbeschéftigungen. Aus verfassungsrechtlichen und
personalwirtschaftlichen Erwagungen soll jedoch zumindest faktisch eine Arbeitszeit
angestrebt werden, die mindestens der Halfte der regelméaBigen wéchentlichen .
Arbeitszeit entspricht. Dies wird durch die MaRgabe erreicht, dass Altersteilzeit von
bislang schon Teilzeitbeschaftigten im Regelfall im Blockmodell zu leisten ist. Fur
bislang unterhélftig Teilzeitbeschaftigte, denen wegen der Regelung des Absatz 1
eine Dienstleistung mit mindestens der Halfte der regelmaRigen Arbeitszeit nicht
abverlangt werden kann, fihrt dies notwendig dazu, dass sue wahrend der
Arbeitsphase mit ihrem bisherigen

Arbeitszeitumfang weiter Dienst leisten miissen. -

Zu Absatz 3:

- Wegen der cben dargesteliten, in bestimmten Fallen nunmehr
gesetzesunmittelbaren Vorgabe des Blockmodells war nochmals ausdricklich
klarzustelien, dass nach wie vor auch die oberste Dienstbehdrde nach MaRgabe
ihres Ermessens fur sonstige Félle das Blockmodell vorschreiben darf. Dariiber
hinaus wird die Mbglichkeit eingerdumt, die in der Altersteilzeitbeschiftigung
zu leistende Arbeitszeit abweichend auf bis zu 60 vom Hundert der in den
letzten fiinf Jahren durchschnittlich zu leistenden Arbeitszeit zu erhohen. Dies
muss personalwirtschaftlich geboten sein, etwa um einem gréRReren Kreis von
Betroffenen den Zugang zur Altersteilzeitbeschéftigung erdffnen zu kénnen.

 © Landtag Nordrhein-Westfalen - : 5
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zu Absatz 4:

Nach der Beihilfeverordnung NRW wird unterhalftig Beschéttigten keine Beihilfe
gewahrt. Um diesem Personeankreis jedoch eine Altersteilzeitbeschaftigung
sozialvertraglich Uberhaupt erst zu ermdglichen, ist - iiber § 85 a Abs.4 uhd § 86
Abs. 2 Satz 3 hinaus - ein Anspruch auf Leistungen dar Krankenflrsorge in
entsprechender Anwendung der Belh:iferegelungen fr Beamtinnen und Beamte mit
D;enstbezuaen einzurdumen. ‘

"zu Artikel 2

Die Vorschnft regelt das: Inkrafttreten

ol MAA-\_

- Edgar Moron Syl a Léhrmann
Carina Gédecke e o , 'J,hannes emmel

- Frank Baranowski o _ - Monika Diker

%}eg /2@
Jargen Jentsch -
und Fraktion , ' ' 7 ~und Fraktion -

6 . © Landtag Nordrhein-Westfalen

—m AT T s
GESSMT SEITEN 27



80

© Landtag Nordrhein-Westfalen



	Gesetz Nr. 13/5
	Vorblätter
	Deckblatt
	Inhaltsverzeichnis
	Vorwort
	Gesamtverzeichnis der Materialien

	Beratungsunterlagen und Protokolle
	Gesetzentwurf F.D.P. Drs 13/196 (Neudruck)
	Entschließungsantrag CDU Drs 13/224
	Entschließungsantrag SPD, GRÜNE Drs 13/230
	Plenarprotokoll 13/11
	Inhaltsverzeichnis S. 759–761
	1. Lesung S. 813–826

	Ausschussprotokoll 13/87
	Beschlussprotokoll S. I–IV
	Beratung (nicht öffentlich) S. 11–15

	Ausschussprotokoll 13/131
	Beschlussprotokoll S. I–IV
	Beratung (nicht öffentlich) S. 5–6

	Ausschussprotokoll 13/135
	Beschlussprotokoll S. I
	Beratung (nicht öffentlich) S. 1
	Anlage (Tischvorlage)

	Beschlussempfehlung und Bericht RA Drs 13/476
	Plenarprotokoll 13/16
	Inhaltsverzeichnis S. 1255–1258
	2. Lesung S. 1407–1412

	Unterrichtung durch den Landtagspräsidenten Drs 13/507

	Beratungsergebnis
	Gesetz 13/5 Vorabdruck
	Gesetz vom 12.12.2000 GV.NRW 2000 S. 745–746

	Weitere Materialien
	Vorlagen
	Vorlage 13/233
	Vorlage 13/294



	MV1AutoPageNumber: 
	0: 
	5651172017659083: 1
	5787525107202288: 2
	17157499703404738: 3
	09449179373520772: 4
	1280932823011765: 5
	2769464923124746: 6
	33023349422451925: 7
	6493815295115374: 8
	9739813090802629: 9
	6878419128743893: 10
	9268332945931177: 11
	4525338914639793: 12
	3410663010229043: 13
	10513454832811692: 14
	48480354260905517: 15
	8228931717692933: 16
	7422181943843302: 17
	933059769211144: 18
	004193045776616944: 19
	5813988452125035: 20
	11486556061234865: 21
	8040159782153526: 22
	3657396266968104: 23
	3332613882081538: 24
	023571277639538923: 25
	8800231070899236: 26
	6552933385589306: 27
	4933535258059477: 28
	26521597880421144: 29
	10428209612022171: 30
	5071348772186598: 31
	6671741764254828: 32
	075428452542871: 33
	7755462909102565: 34
	7414881251641097: 35
	05941271376676088: 36
	8897844702349025: 37
	5807115597613715: 38
	15453385119921492: 39
	29796136254105215: 40
	2744289174237116: 41
	13997673085410067: 42
	30848927051543823: 43
	4332940736482632: 44
	2081581289454218: 45
	1941215119970478: 46
	5648258080562846: 47
	9014502358259997: 48
	3716330881585657: 49
	7948943959789769: 50
	4054555624981965: 51
	9234322071002941: 52
	4792760458555763: 53
	24719817154804102: 54
	2947245584418321: 55
	15464578044196375: 56
	9755366547727546: 57
	09570625409981215: 58
	9493086530381426: 59
	39508298207629633: 60
	6095960249756432: 61
	14873804094930693: 62
	9036159675169778: 63
	8242670304566386: 64
	5012102252404613: 65
	38866707568443526: 66
	6850573702474476: 67
	5345495684218592: 68
	315277411830172: 69
	6308310208749128: 70
	7465543303266906: 71
	10217048011819774: 72
	07384563677868783: 73
	9618576757718628: 74
	542911523377506: 75
	5575611574619694: 76
	9516612121783601: 77
	313516684590704: 78
	7831889580117483: 79
	394692019675476: 80


	MV1AutoPageHeader: 
	0: 
	5353705495968399: © Landtag Nordrhein-Westfalen
	18621864686458228: © Landtag Nordrhein-Westfalen
	10194878595357898: © Landtag Nordrhein-Westfalen
	21465825932398597: © Landtag Nordrhein-Westfalen
	6160691385301115: © Landtag Nordrhein-Westfalen
	5278044556010676: © Landtag Nordrhein-Westfalen
	3284457042263857: © Landtag Nordrhein-Westfalen
	3264314318339535: © Landtag Nordrhein-Westfalen
	3997615413222963: © Landtag Nordrhein-Westfalen
	4951234532319279: © Landtag Nordrhein-Westfalen
	5225852617117148: © Landtag Nordrhein-Westfalen
	03161866421078424: © Landtag Nordrhein-Westfalen
	3785916668915279: © Landtag Nordrhein-Westfalen
	4048431861835113: © Landtag Nordrhein-Westfalen
	6489418571830037: © Landtag Nordrhein-Westfalen
	4270543007774077: © Landtag Nordrhein-Westfalen
	21929705444226394: © Landtag Nordrhein-Westfalen
	6683256290578043: © Landtag Nordrhein-Westfalen
	3199123286171319: © Landtag Nordrhein-Westfalen
	2028413923735351: © Landtag Nordrhein-Westfalen
	030621998997944877: © Landtag Nordrhein-Westfalen
	635223006188061: © Landtag Nordrhein-Westfalen
	6659509520920421: © Landtag Nordrhein-Westfalen
	00611630374589095: © Landtag Nordrhein-Westfalen
	4833547072224681: © Landtag Nordrhein-Westfalen
	6798723231288006: © Landtag Nordrhein-Westfalen
	264620361368367: © Landtag Nordrhein-Westfalen
	5493362532600383: © Landtag Nordrhein-Westfalen
	0842883266374948: © Landtag Nordrhein-Westfalen
	49511890316726664: © Landtag Nordrhein-Westfalen
	8677468439937921: © Landtag Nordrhein-Westfalen
	6664896468539594: © Landtag Nordrhein-Westfalen
	6641952098778023: © Landtag Nordrhein-Westfalen
	7310505356630039: © Landtag Nordrhein-Westfalen
	31538219167403647: © Landtag Nordrhein-Westfalen
	2091053366830377: © Landtag Nordrhein-Westfalen
	9299423584157335: © Landtag Nordrhein-Westfalen
	570225412950968: © Landtag Nordrhein-Westfalen
	2059388234248532: © Landtag Nordrhein-Westfalen
	14366353242526886: © Landtag Nordrhein-Westfalen
	7521653881147151: © Landtag Nordrhein-Westfalen
	5663289351873197: © Landtag Nordrhein-Westfalen
	6037783895596163: © Landtag Nordrhein-Westfalen
	462987818558741: © Landtag Nordrhein-Westfalen
	7124573426950276: © Landtag Nordrhein-Westfalen
	08979534932070571: © Landtag Nordrhein-Westfalen
	30869882745802: © Landtag Nordrhein-Westfalen
	5564241445063938: © Landtag Nordrhein-Westfalen
	31781762324152496: © Landtag Nordrhein-Westfalen
	02178259253276943: © Landtag Nordrhein-Westfalen
	9861780674342746: © Landtag Nordrhein-Westfalen
	49708917359832744: © Landtag Nordrhein-Westfalen
	2051455822324571: © Landtag Nordrhein-Westfalen
	9169895549201115: © Landtag Nordrhein-Westfalen
	7628974677264435: © Landtag Nordrhein-Westfalen
	2991972099457263: © Landtag Nordrhein-Westfalen
	6048521147558845: © Landtag Nordrhein-Westfalen
	7161568685891055: © Landtag Nordrhein-Westfalen
	7289815518253506: © Landtag Nordrhein-Westfalen
	5744511084278987: © Landtag Nordrhein-Westfalen
	3102019404890332: © Landtag Nordrhein-Westfalen
	23069399665561818: © Landtag Nordrhein-Westfalen
	1565548897201468: © Landtag Nordrhein-Westfalen
	1737094308177778: © Landtag Nordrhein-Westfalen
	4077881124109362: © Landtag Nordrhein-Westfalen
	044726657069832254: © Landtag Nordrhein-Westfalen
	14363111308852172: © Landtag Nordrhein-Westfalen
	3386185528267134: © Landtag Nordrhein-Westfalen
	06457940931200046: © Landtag Nordrhein-Westfalen
	18396034443996118: © Landtag Nordrhein-Westfalen
	8230128892875486: © Landtag Nordrhein-Westfalen
	6076249815277268: © Landtag Nordrhein-Westfalen
	7382704230865421: © Landtag Nordrhein-Westfalen
	8861073865670319: © Landtag Nordrhein-Westfalen
	2377959974184125: © Landtag Nordrhein-Westfalen
	22175977296470994: © Landtag Nordrhein-Westfalen
	28020306287438024: © Landtag Nordrhein-Westfalen
	07422630065345892: © Landtag Nordrhein-Westfalen
	47823446081755566: © Landtag Nordrhein-Westfalen
	057813370101827966: © Landtag Nordrhein-Westfalen
	5339173953464866: © Landtag Nordrhein-Westfalen
	682173867663086: © Landtag Nordrhein-Westfalen
	6991380073470443: © Landtag Nordrhein-Westfalen
	17999600020851292: © Landtag Nordrhein-Westfalen
	19742867991507285: © Landtag Nordrhein-Westfalen
	8104720687699926: © Landtag Nordrhein-Westfalen
	19263696834159005: © Landtag Nordrhein-Westfalen
	9459049128778799: © Landtag Nordrhein-Westfalen




